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Das Wichtigste in Kürze 

1. Ausgangslage und Vorgehen 

Der Stadtrat hat im Rahmen der Totalrevision der Stadtordnung von Biel am 16. März 
2017 das Projekt "Öffentlicher Dialog zur Totalrevision Stadtordnung" beschlossen und 
hierzu 13 konkrete Reformvorschläge erarbeitet1. Diese bildeten die Grundlage für die 
Befragungszugänge im "öffentlichen Dialog über die Totalrevision der Stadtordnung 
Biel". gfs.bern hatte den Auftrag, diese Reformvorschläge in geeigneter Form den Bie-
lerinnen und Bielern zur Beurteilung vorzulegen. Zunächst wurden die Themen in vier 
Dialoggruppen besprochen und die Bandbreite der möglichen Reaktionen ausgelotet. 
Mit einer parallelen Online-Impulsumfrage wurden die grundsätzlichen Zugänge über-
prüft; die Wichtigkeit der Stadtordnung, die Wahrnehmung des Rechtes auf Mitbestim-
mung und Partizipation, die wichtigsten Prioritäten für Biel. Für die Untersuchung wur-
den die Reformvorstösse fünf Dimensionen zugeordnet: 

1. Grundlagen und Leitlinien der Stadtverfassung 

2. Politische Partizipation 

3. Verwesentlichung der direktdemokratischen Mitwirkung 

4. Handlungsfähige, wirksame und nachhaltige Politik 

5. Vertrauen in Politik und Behörden 

Auf Basis der Erstzugänge in den Dialoggruppen und der Bewertungen aus der Online-
Impulsbefragung wurden diese Antworten für die anschliessende repräsentative Ein-
wohnendenbefragung inhaltlich verdichtet. Befragt wurde die Beurteilung der Vor-
schläge als solche, wie auch ihre Priorisierung für die Stadtordnung. 

Grafik 1 

  

                                                                        
1 https://www.biel-bienne.ch/de/pub/verwaltung/gemeinderat/stadtkanzlei/totalrevision_der_stadtord-

nung.cfm 
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"Hier sehen Sie nochmals alle Vorschläge für die neue Stadtordnung, über die Sie befragt wurden. Welches 

sind für Sie die wichtigsten Vorschläge für die zukünftige Stadtordnung?"

in % Bielerinnen und Bieler, Mehrfachnennungen möglich

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April  2018 (N = 1233)
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Tabelle 1 

 
© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233) 

Reform Wichtigste Ergebnisse Mehrheitsfähiges
Argument

Priorität 
(Rang/Anteile)

Bilanz

1. Förderung der 
Stimmbeteiligung

69% sind für Massnahmen zur 
Förderung der Stimmbeteiligung. 

58% finden die Vorlagentexte für 

Abstimmungen zu komplex.

78% stimmen mehr 
politischer Bildung in 

Schulen zu.

1 (43%) Top-Reformvorschlag zur 
Einführung in die neue 

Stadtordnung.

2. Erweiterung der 
Mitwirkung auf 

Personen ohne 

Stimmrecht

Mehr Diskussionsforen mit 
Personen ohne Stimmrecht (65%).

Steuerzahler sollen Stimmrecht 

bekommen (64%).

45% wollen Stimmrecht auf Bürger 

beschränken und 52% wollen 
Stimmrecht abhängig von 

Staatsbürgerschaft.

80% sind für mehr 
Quartiermitwirkung.

79% stimmen zu, dass 

Jugendparlamente 

dem Stadtrat

Vorstösse unterbreiten 
können. 

2 (31%) 2. Top-Thema, allerdings nur 
mehrheitsfähig für 

niederschwellige 

Mitwirkungsformen, wie die 

Quartiermitwirkung, dass 

Personen ohne Stimmrecht dem 
Stadtrat Vorstösse unterbreiten 

können, ist nicht mehrheitsfähig.

3. Einführung 
Schuldenbremse

35% sind für die Einführung einer 
Schuldenbremse.

28% stimmen einer befristeten 

Schuldenbremse zu.

63% sind für die 
Einführung in die 

Stadtordnung.

3 (30%) 3. Top-Thema in der 
Priorisierung und potenziell  

mehrheitsfähig.

4. Präambel 22% sind für eine Präambel.
52% sind gegen eine Präambel.

71% stimmen
"gewissen Leitideen"

zu.

4 (23%) Mehrheit eher gegen eine
Präambel, bei niedriger 

Informiertheit (52%).

5. Öffentliches
Register über die 

Interessen-

bindungen von 

Amtsinhabern

Für 87% ist Vertrauen in Politik und 
Behörden sehr wichtig.

67% sind für die 
Einführung  eines 

öffentlichen Registers.

5 (23%) Potenziell mehrheitsfähig bei 
mittlerer Priorisierung.

6. Einführung einer 
Ombudsstelle

59% möchten die Ombudsstelle um 
Beratung zum Datenschutz 

erweitern.

Für 51% muss sie nicht auf der 

Ebene der Stadtordnung eingeführt 

werden.

Für 73% ist eine 
Ombudsstelle für 

politische Fragen 

zustimmungswürdig.

6 (16%) Potenziell mehrheitsfähig bei 
mittlerer Priorisierung, 

Ergänzungsvorschläge zur 

Umsetzung sind mehrheitlich 

unterstützt.Reform Wichtigste Ergebnisse Mehrheitsfähiges
Argument

Priorität 
(Rang/Anteile)

Bilanz

7. Stellvertreter-
lösung für den 

Stadtrat

52% stimmen zu, dass man 
Personen und nicht Parteien wählt 

(Stellvertreter entscheiden nie 

gleich).

60% finden die 
Möglichkeit zur 

Stellvertretung eine 

gute Lösung.

7 (11%) Potenziell mehrheitsfähig bei 
mittlerer Priorisierung.

8. Förderung von 
Parteien etc. als 

Politikvermittler

51% wollen Parteien unterstützen.
47% finden Förderung hilft nur 

grossen Parteien.

Die Stadt sollte 
unabhängige Foren

zum Austausch über 

Politik anbieten (68%).

8 (10%) Man wünscht sich eher mehr 
unabhängige Austauschforen, 

Parteienförderung nicht klar 

mehrheitsfähig.

9. Kürzung 
Referendums-frist

36% für eine Kürzung der 
Referendumsfrist.

64% entweder 
unsicher oder gegen 

die Kürzung.

9 (9%) Mehrheit eher gegen die 
Verkürzung bei hohem Anteil 

Verunsicherter (38%).

10. Erhöhung der 
Ausgabengrenze

für nicht 

budgetierte 

Ausgaben

29% stimmen dem Vorschlag zu. 71% sind unsicher 
oder gegen die 

Erhöhung der 

Ausgabengrenze.

10 (8%) Eine Mehrheit ist dagegen oder 
unsicher (33%) bei einer 

geringen Priorisierung des 

Themas für die neue 

Stadtordnung.

11. Einsitz in die 
Bundes-

versammlung 

oder in den 

Grossen Rat

44% stimmen der Möglichkeit für 
Doppelmandate zu.

56% stimmen der Beschränkung zu, 

dass Doppelmandate an bestimmte 

Präsenszeiten für das Amt in Biel 

gebunden wird.
54% befürworten, "gleich lange 

Spiesse"

56% Prozent sind 
unsicher  oder gegen 

die Einführung von 

Doppelmandaten.

11 (8%) Potenziell nicht mehrheitsfähig 
bei geringer Priorisierung, ein 

Drittel der Einwohnenden ist 

überfordert. 

12. Bei unveränderter
Steueranlage 

entscheidet 

Stadtrat

33% für die erweiterten 
Kompetenzen des Stadtrats.

67% sind unsicher 
oder dagegen.

12 (7%) Mehrheit eher gegen die 
Verkürzung bei hohem Anteil 

Verunsicherter (41%).

13. Längere 
Amtsdauer für 

städtische 

Behörden

Nur 17% stimmen dem Vorschlag 
zu.

57% Prozent gegen
die Verlängerung.

13 (5%) Nicht mehrheitsfähig und 
niedrigste Priorisierung bei 26% 

Verunsicherten.
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2.  Die Ergebnisse im Überblick 

Die tabellarische Übersicht auf Seite 4 zeigt die Reformthemen in der Reihenfolge, in 
der die Bevölkerung sie für die Stadtordnung priorisiert hat. Sie fasst die wichtigsten 
Ergebnisse mit den Argumenten, die sich als mehrheitsfähig erwiesen haben, zusam-
men und gibt eine erste Bilanz zum Reformthema. Die Nummerierung im folgenden 
Text folgt der Tabellenreihenfolge. 

1. Die Förderung der Stimmbeteiligung als erstes Top-Thema 

Die Dimension Partizipation schlägt die anderen vier Dimensionen auf denen die 13 Re-
formthemen zugeordnet wurden. Denn der Einbezug und die politische Mitwirkung 
sind Bielerinnen und Bielern das wichtigste Thema auf ihrer Agenda. Die Förderung der 
Stimmbeteiligung wird mehrheitlich unterstützt und als Top-Thema von 43 Prozent der 
Bielerinnen und Bieler priorisiert, wenn es um die Bedeutung des Vorschlags für die 
neue Stadtordnung geht. Der Vorschlag ist über alle sozio-demographischen Gruppen 
hinweg eindeutig vertreten. 

Man wünscht sich zu 78 Prozent mehr politische Bildung in den Schulen, 69 Prozent 
möchten weitere Fördermassnahmen zur Stimmbeteiligung. Dies nicht zuletzt, weil 
eine gute Hälfte der Stimmberechtigten Mühe mit den komplexen Vorlagen bekundet 
und sogar 49 Prozent dafür votieren, ihre Überforderung bei der Meinungsbildung mit 
einer sog. "vote blanc" zu dokumentieren. Es handelt sich um einen Vorschlag, der aus 
den Dialoggruppen stammt.  

Hingegen wehren sich Mehrheiten von 64 und 65 Prozent gegen den Stimmzwang, wie 
er in Schaffhausen praktiziert wird oder gegen einen weiteren Dialoggruppenvor-
schlag, regelmässig Stimmenden finanzielle Anreize zu geben. 

2. Mitwirkung für Einwohnende ohne Stimmrecht als zweites Top-Thema 

Gesamthaft die zweithöchste Priorität erhalten Förderungsmassnahmen für die politi-
sche Mitwirkung von Menschen ohne Stimmrecht. Die französischsprechenden Biele-
rinnen und Bieler priorisieren die Erweiterung der Mitwirkungsrechte von Menschen 
ohne Stimmrecht ebenso überdurchschnittlich, wie die Förderung der Stimmbeteili-
gung.  

Klare Mehrheiten von 80 und 79 Prozent wünschen sich die Quartiermitwirkung und 
den Einbezug in die Ortsplanung sowie die Möglichkeit für Jugendparlamente, dem 
Stadtrat Vorstösse unterbreiten zu können. Mit 65 Prozent wünschen sich fast zwei 
Drittel der Bevölkerung von Biel, dass die neue Stadtordnung Diskussionsforen vor-
sehe, an denen sich auch Einwohnende ohne Stimmrecht in den Austausch über Politik 
einbringen können. 64 Prozent möchten das Stimmrecht sogar auf Menschen ausdeh-
nen, die in Biel Steuern zahlen. 61 Prozent erklären sich einverstanden mit dem Argu-
ment, Biel solle mit seiner multikulturellen Bevölkerung bei der politischen Integration 
von Ausländern auch für andere Gemeinden und den Bund ein Zeichen setzen. Eine 
Mehrheit von 59 Prozent unterstützt das Argument, es solle Online-Petitionen für Bie-
ler und Bielerinnen mit und ohne Stimmrecht geben.  

Mit 52 Prozent unterstützt gleichzeitig aber auch eine gute Hälfte der Einwohnenden 
die Ansicht, wer mitbestimmen wolle, solle sich um das Schweizer Staatsbürgerecht 
bemühen. Als umstritten kann der Vorschlag gewertet werden, Personen ohne Stimm-
recht sollten dem Stadtrat Vorstösse unterbreiten können. Schliesslich unterstützt eine 
Minderheit von 45 Prozent bestehend aus überdurchschnittlich älteren Bürger mit rech-
ter politischer Selbsteinschätzung das stark restriktive Argument, demzufolge das 
Stimmrecht auf Schweizer Bürger beschränkt bleiben sollte. 55 Prozent der Bielerinnen 
und Bieler wollen sich dieser Aussage nicht anschliessen. 

3. Die Schuldenbremse als drittes Top-Thema 

Am drittstärksten priorisieren Bielerinnen und Bieler in der repräsentativen Erhebung 
die Einführung einer stadteigenen Schuldenbremse als wichtige Massnahme für die 
neue Stadtordnung. Gleichzeitig ist sie auf der Dimension "Handlungsfähige, nachhal-

Politische Partizipation als 

wichtigste Dimension im 

Bürgerdialog 

Wunsch nach politischer Bildung 

Mehrheiten gegen den 

Stimmzwang 

Erweiterung der Mitwirkung in 

Quartieren und für Junge 

Nachhaltigkeit vor allem mit 

Blick auf die Finanzlage 

gewünscht 
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tige und wirksame Politik" die einzige Massnahme, die so eindeutig als vorteilhaft prio-
risiert wird. Mit 30 Prozent attestieren ihr ebenso viele Personen Bedeutung, wie jene, 
die die Ausdehnung der Mitwirkung für Menschen ohne Stimmrecht in der neuen Stadt-
ordnung priorisieren.  

Hinsichtlich der Ausführung werden allerdings zwei Varianten unterstützt. Die eine 
Gruppe möchte das Instrument zur Sanierung der Stadtfinanzen uneingeschränkt ein-
führen. Die andere Gruppe stimmt der Einführung unter dem Vorbehalt zu, eine solche 
Schuldenbremse zu befristen. Diese Variante entstand als Vorschlag bereits in den Di-
aloggruppen. Sie wurde als Alternative verhandelt, um die Dynamik der Stadt nicht zu 
stark durch ein allzu statisches Element einzuschränken.  

Während vor allem junge Menschen die Förderung der politischen Stimmbeteiligung 
priorisieren sowie die Ausdehnung der Mitwirkung, sind es eher die mittleren Alters-
gruppen der 40- bis 59-Jährigen, die über dem Mittel die Schuldenbremse als Reform-
vorschlag für wichtig halten.  

4. Die Präambel – ein ambivalentes Kapitel 

Die Präambel wurde bereits in den Dialoggruppen kontrovers diskutiert, man konnte 
sich eher auf eine Zukunftsvision einigen als auf ihren Guss in eine formelle Präambel. 
Die repräsentative Studie bestätigt diese Ambivalenz gegenüber der Präambel.  

Zwar priorisieren sie insgesamt 23 Prozent der Bielerinnen, aber nur 22 Prozent würden 
ihr explizit einen Platz in der neuen Verfassung geben, 22 Prozent sehen eher eine Wei-
terführung der Zweisprachigkeit weiterhin als wichtig für die Einleitung in die Verfas-
sung. In diesem Sinne werden auch die verschiedenen Ideen aus den Dialoggruppen nur 
in einem Fall von einer Mehrheit unterstützt. Mit der Aussage "Gewisse Leitideen für 
Biel fände ich schön" erklärt sich die einzige Mehrheit in diesem Aussagentest einver-
standen (71 Prozent). 45 Prozent würden den bereits existierenden Hinweis auf die 
Zweisprachigkeit gerne explizit um die Multikultur ergänzt sehen. 44 Prozent stimmen 
dem Argument zu, eine Präambel sei eine Möglichkeit, um eine (gemeinsame) Zu-
kunftsvision für Biel zu entwerfen und 42 Prozent schliessen sich der Aussage an, es 
wäre eine Gelegenheit, um das Spezielle an Biel in Worte zu fassen. 

Sowohl die Überzeugung, dass man das Spezielle an Biel herausstreichen sollte, als 
auch die Formulierung einer eigentlichen Zukunftsvision in der Präambel, wirken sich 
dahingehend aus, dass man sie als wichtiges Reformelement in der neuen Verfassung 
stärker priorisiert. 

5. Transparenz und Vertrauen – die zweite prioritäre Dimension mit 
mehrheitlichem Zuspruch 

Mit 23 Prozent gleichstark wie die Präambel wird die Offenlegung der Interessenbin-
dungen von Politikern priorisiert, gefolgt von 16 Prozent, die die Einführung einer Om-
budsstelle für wichtig halten. Vertrauen ist für die Bieler Bevölkerung ein wichtiges 
Thema.  

59 Prozent halten Vertrauen in Politik und Behörden für sehr wichtig, 28 Prozent sehen 
es als eher wichtig an. Entsprechend gross ist die Unterstützung von gut zwei Dritteln 
für die Einrichtung eines öffentlichen Registers, das die Interessenverflechtungen von 
Amtsinhabern und Amtsinhaberinnen transparent dokumentiert.  

6. Eine Ombudsstelle, die auch zum Datenschutz berät 

Die grösste Gruppe von 73 Prozent der Einwohnenden und damit fast drei Viertel der 
Bevölkerung erklärt sich in der repräsentativen Befragung damit einverstanden, eine 
Ombudsstelle für politische Fragen einzurichten. 59 Prozent würden einer solchen 
Schlichtungsinstanz auch gerne noch die Beratung zu persönlichem Datenschutz an-
schliessen. Unbedingt mit einer Ombudsstelle in der neuen Stadtordnung einverstan-
den, ist eine relative Minderheit von 49 Prozent.  

Dagegen halten 19 Prozent die Festschreibung in der neuen Stadtordnung für nicht nö-
tig. Dies trifft auch auf jene 44 Prozent zu, die explizit zwar für eine Schlichtungsinstanz, 
nicht aber für deren Festschreibung in der neuen Stadtordnung sind. Sie schliessen sich 
damit jenen Dialoggruppenteilnehmenden an, für die eine solche Einrichtung nicht auf 

Grundlagen und Leitlinien für die 

neue Verfassung – vor allem mit 

Blick auf die Zweisprachigkeit 

Zwei Drittel stimmen der 

Einführung eines öffentlichen 

Registers für politische 

Interessentransparenz zu 

Die Ombudsstelle wird vor allem 

dann unterstützt, wenn sie zu 

politischen Fragen berät 
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dem strategischen Niveau der Stadtordnung angesiedelt werden muss. 41 Prozent 
schliesslich können sich statt einer festen Einrichtung auch eine informellere Einrich-
tung etwa einer Fragestunde an den Stadtrat vorstellen. 

7. Stellvertreter für Stadträte – denkbare Reform für die Stadtordnung 

Die Stellvertretung für Stadträte als weiteren Reformvorschlag auf der Wirkungsdi-
mension "Politische Partizipation" empfinden noch 11 Prozent als wichtige Reform-
massnahme. Unterschiedliche Argumente wurden bei der Frage zur Stärkung des 
Stadtrats durch eine Stellvertreterlösung dargelegt. Die Frage spaltete die Dialoggrup-
penteilnehmenden in jene, die die politische Wahl eines Repräsentanten als bindend 
betrachten und kein Delegationsrecht einräumen möchten und jene, die eher die Er-
leichterungen im Ablauf sehen und auch die Möglichkeiten, dass sich durch die Entlas-
tungsoption auch eventuell mehr Leute für das Amt interessieren könnten. Eine Mehr-
heit votierte in beiden Sprachgruppen bei der Einführung einer solchen Möglichkeit mit 
Regeln, die den Einsatz und die Umstände von Stellvertretungen klar festlegen würden. 
Als Beispiel wurde die Beschränkung auf längere Abwesenheiten genannt. 

Die Einführung einer Stellvertreterlösung im Stadtrat wird in der repräsentativen Um-
frage von 60 Prozent der Teilnehmenden als Lösung gegen die potenzielle Verschie-
bung der politischen Kräfte verstanden, die entstehen kann, wenn es zu längeren oder 
ungeplanten Abwesenheiten im Stadtrat kommt. Ein Sechstel der Bürgerinnen und 
Bürger hält den Vorschlag eher oder ausgeprägt für ungeeignet. Jene Einwohnenden, 
die den Vorschlag für eine gute Lösung halten, sind auch signifikant bereit, die Stellver-
treterlösung für den Stadtrat als wichtig zu priorisieren.  

8. Parteien als Vermittler von Politik sind nicht automatisch förderungswürdig 

Wie in den Dialoggruppen, finden unabhängige Diskussionsforen bei 68 Prozent und 
damit bei gut zwei Dritteln der Befragten mehrheitliche Zustimmung. Eine gute Hälfte 
der Bielerinnen und Bieler findet die Kombination aus Parteienförderung und unabhän-
gigen Diskussionsforen zustimmungswürdig. Mit 52 Prozent stimmt auch eine weitere 
relative Mehrheit dem Argument zu, die Parteien sollten als Vermittler des Volkswillens 
gefördert werden. Diese Überzeugung wirkt signifikant auf eine stärkere Priorisierung 
dieses Reformelements in der neuen Stadtordnung. Damit erreichen unabhängige Aus-
tauschforen eine grössere Zustimmung als die Vermittlungsfunktion der Parteien. Dem 
Gegenargument, die Förderung von Parteien helfe vor allem den grossen unter ihnen 
wird mit 47 Prozent nur noch knapp minderheitlich zugestimmt. Fast ein Drittel ist in 
dieser Frage unentschieden, ein gutes Fünftel erklärt sich als nicht einverstanden.  

9. Die Verkürzung der Referendumsfrist stösst auf Unverständnis 

Der Vorschlag zur Kürzung der Referendumsfrist mit einer entsprechenden Herabset-
zung der erforderlichen Unterschriftenzahl stösst auf geteilte Meinungen, vor allem 
aber auf Unsicherheit. Die grösste Gruppe von 38 Prozent sieht sich ausserstande, den 
Reformvorschlag zu beurteilen, 26 Prozent befürworten den Vorschlag und 26 Prozent 
lehnen ihn ab.  

Ist man dafür, dann priorisiert man die Massnahme auch eher als Reformvorschlag. Da-
mit setzt sich fort, was sich in den Dialoggruppendialogen bereits angedeutet hat: 
Komplexe Verfahrensfragen wie diese überfordern viele Bürgerinnen und Bürger, wenn 
sie nicht im Austausch darüber lernen können. In den Dialoggruppen wurde deutlich, 
dass durch die kontextuelle Einbettung mit dem Verständnis auch die Akzeptanz stieg. 

10.  Die Erhöhung der Ausgabengrenze findet wenig Zuspruch 

Die Frage, ob die Bieler Stadtordnung in Zukunft deutlich höhere Ausgabenlimiten für 
die Behörden vorsehen solle, sorgte ebenfalls schon in den Dialoggruppen teilweise für 
Überforderung. Insbesondere schwierig erscheint den Bielerinnen und Bielern die Vor-
stellung, welche konkrete Wirkung von den vorgeschlagenen Ausgabenlimiten von neu 
10 bis 15 Millionen CHF ausgehen könne.  

Die Erhöhung der Ausgabengrenze für Stadt- und Gemeinderat wurde dank der beglei-
tenden Erklärungen in den Dialoggruppen noch deutlich wohlwollender aufgenommen 
als in der repräsentativen Befragung. Hier entscheidet sich die relative Mehrheit von 38 

Die Stellvertreterlösung ist mit 

Einschränkungen 

mehrheitsfähig 

Mehr Unterstützung für 

Diskussionsforen statt für 

politische Vermittler 

Eine Verkürzung der 

Referendumsfrist braucht mehr 

erklärenden Kontext 

Eine Mehrheit wehrt sich gegen 

mehr finanziellen 

Handlungsspielraum für die 

Behörden 
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Prozent gegen die Erhöhung, 29 Prozent sprechen sich dafür aus und ein Drittel sieht 
sich nicht in der Lage, die Vorlage inhaltlich zu beurteilen. 

11. Einsitz im Grossen Rat des Kantons Bern oder in der  
 Bundesversammlung: Zustimmung nur unter Auflagen 

Das Thema Ämterkumulation für Mitglieder des Gemeindesrats ist für Biel kein neues 
Thema. Einige Teilnehmende der Dialoggruppe waren sich bewusst, dass die Bürger-
schaft sich 2010 (mit 64 Prozent Ja-Stimmenanteil) mehrheitlich für die Gemeindeiniti-
ative "Für einen 100%igen Einsatz der Gemeinderäte im Dienste der Stadt" ausgespro-
chen hatte.  

Die französischsprachige Dialoggruppe war mehrheitlich dafür, dass Bieler Gemeinde-
räte in Zukunft auch in den grossen Rat des Kantons Bern oder in das Bundesparlament 
Einsitz nehmen dürfen. Ein Votum in der französischsprachigen Gruppe artikulierte die 
Angst, dass sich durch die Ämterkumulation eine ‘classe politique’ bilden könnte, bei 
der auf sämtlichen Ebenen stets nur dieselben Politikerinnen und Politiker anzutreffen 
wären. Grundsätzlich wird aber in dieser Gruppe der Gedanke einer optimaleren Ver-
netzung der Interessen von Biel und ihrer sozialen und kulturellen Besonderheiten hö-
her gewichtet. Die deutschsprachige Dialoggruppe findet hingegen, dass das Gemein-
deratsamt bereits hoch bezahlt ist und sich die Mitglieder deshalb ausschliesslich da-
rauf konzentrieren sollten. Eine Person kritisierte eine Ämterkumulation, weil diese 
dann auch für doppelten Lohn stehe, ohne dass man wissen könne, was für Biel de facto 
dabei herausschaue. Eine bessere Vernetzung liesse sich auch auf anderen Kanälen er-
reichen. Zudem befürchten Teilnehmende in beiden Gruppen, dass es bei einer Ämter-
kumulation schwierig werden könnte, die Sachgeschäfte aus mehreren Ämtern sach-
gerecht zu vertreten und ihnen nachgehen zu können.  

In der repräsentativen Befragung wird der Vorschlag zur Einsitznahme in andere Parla-
mente mehrheitlich nicht unterstützt. Eine relative Mehrheit von 56 Prozent ist entwe-
der dagegen (23 Prozent) oder kann resp. will sich nicht entscheiden (33 Prozent). 44 
Prozent der Bielerinnen und Bieler sind in der Bilanz für den Vorschlag. Damit wäre das 
Ergebnis eines Urnengangs zum jetzigen Zeitpunkt eher erneut für den vollen Einsatz 
der Gemeinderäte in Biel und gegen Doppelmandate. Dies gilt insbesondere, wenn 
man sich die verschiedenen Meinungen zum Thema anschaut. 

12. Bei unveränderter Steueranlage entscheidet der Stadtrat – ein  
 Vorschlag, der Begleitkommunikation braucht 

Die Frage, ob der Stadtrat bei unveränderter Steueranlage neu an Stelle der Stimmbe-
rechtigten über das Budget und die Steueranlage beschliessen soll und wenn ja, in wel-
cher Vorgehensvariante, war eines von zwei Themen in der Themenliste, für die die 
meisten Dialoggruppenteilnehmenden klar mehr Informationen brauchten. So äusser-
ten sich zu diesen Themen nur zwei vergleichsweise kleine Gruppen. Sie teilen sich auf 
in jene, die sich auf die Wirkungsweise des politischen Delegationsprinzips verlassen 
und jene, die die Kontrolle über die Budgetprozesse grundsätzlich nicht aus der Hand 
geben wollen. Letztere zeigten eher ein grundsätzliches Misstrauen gegenüber der Ent-
machtung als Souverän. 

In der repräsentativen Befragung wurde der Vorschlag im Gegensatz zu den Dia-
loggruppengesprächen ohne die Anschlussvarianten zur grundsätzlichen Beurteilung 
vorgelegt. Der Vorschlag generierte aber auch ohne die Anschlussvarianten mit 41 Pro-
zent die grösste Antwortverweigerung über alle befragten Themen hinweggesehen. 
Mit anderen Worten: Ohne erklärende Hilfestellung, sieht sich die Mehrheit der Ein-
wohnenden ausserstande, sich ein ausreichendes Bild zu machen, um die Fragestellung 
eindeutig zu beantworten. Ein Drittel befürwortet den Vorschlag und mit 26 Prozent 
sagt eine kleinere Gruppe "Nein" zur Vereinfachung der Entscheidung rund um eine un-
veränderte Steueranlage.  

13. Die Verlängerung der Amtsdauer hat keine Priorität 

Bei der Verlängerung der Amtsdauern von Stadt-, Gemeinderat und Kommissionen wa-
ren die Teilnehmenden der Dialoggruppen eher geteilter Meinung. Zwar befürwortet 
ein Teil längere Amtsdauern als die bestehenden vier Jahre. Eine ebenfalls erhebliche 

Keine Mehrheit für 

Doppelmandate 

Der Vorschlag, "Bei 

unveränderter Steueranlage 

entscheidet der Stadtrat statt 

der Stimmbürger" löst die 

grösste Verunsicherung aus 
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Anzahl der Teilnehmenden empfand eine vierjährige Amtsdauer jedoch als genau rich-
tig. Die Befürwortenden der längeren Amtsdauer sahen in der Verlängerung insbeson-
dere den Vorteil, dass Kontinuität in der Realisierung und Durchführung von Projekten 
besser gewährleistet würde, weil Amtsinhaberinnen und Amtsinhabern so mehr Zeit 
zur Verfügung stünde. Ein wesentliches Argument in diesem Kontext war, dass so an-
teilig weniger Amtszeit durch den Einsatz für die Wiederwahl verloren ginge.  

Die Kritikerinnen und Kritiker der Verlängerung, gehen davon aus, dass die bestehen-
den vierjährigen Amtszeiten den Bürgerinnen und Bürgern mehr Einfluss geben. Zu-
dem befürchten diese Teilnehmenden, dass nicht alle Gewählten bereit sind, sich so 
lange an ein Amt zu binden und es deshalb zu vermehrten Rücktritten kommen könnte. 

Die Verlängerung der Amtsdauer ist der Reformvorschlag, dem am wenigsten Bielerin-
nen und Bieler Priorität zumessen. Eine Mehrheit von 57 Prozent möchte hier die Kon-
trolle durch die Wahl nicht auf längere Zeitintervalle verringert sehen und mit 17 Pro-
zent entscheidet nicht einmal ein Sechstel der Einwohnenden für den Vorschlag. Damit 
findet eine etwa auf sechs Jahre verlängerte Amtsdauer keine automatische Mehrheit 
bei der Bieler Bevölkerung. 

  

Die verlängerte Amtsdauer – 

Sinnhaftigkeit von weniger 

Kontrolle in Frage gestellt  
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3. Unsere zentralen Thesen  

1. Brücken von und zur Bevölkerung erwünscht, Polit-Reformen  

umstritten 

Insgesamt stimmte die Bevölkerung Vorschlägen mehrheitlich zu, die Brücken zwi-
schen Politik und Einwohnenden bauen und priorisierte sie entsprechend. Am deut-
lichsten wird dies in der Zustimmung zu der Dimension "Politische Partizipation" mit 
Ausnahme der Förderung von Parteienvermittlung.  

2. Grundlagen und Leit-Ideen der städtischen Politik: Präambel kritisch, Leitideen 

mit Schwergewicht auf die Zweisprachigkeit möglicherweise wertvoll 

Viele beurteilen eine Präambel kritisch und sehen sie nicht als notwendig an. Insgesamt 
erreicht die Idee aber trotzdem Rang 4 unter den Prioritäten. Gewisse Leitideen könn-
ten die Stadtordnung durchaus bereichern, wenn sich breite Kreise dahinter stellen. Als 
bindendes Element drängt sich die konsequente Einhaltung der Zweisprachigkeit auf, 
gerade weil und obwohl die Perspektiven auf die gelebte Zweisprachigkeit gerade auch 
in den Sprachkulturen divergieren. Damit ist die Zweisprachigkeit Teil der Bieler Iden-
tität und politisches Dauerprojekt gleichzeitig.  

3. Austausch und Mitbestimmung: Brücken für Bürgerinnen und Bürger und neue 

Mitwirkungsmöglichkeiten als Top-Prioritäten, andere Ansätze deutlich weni-

ger prioritär 

Die Förderung der Stimmbeteiligung beispielsweise über politische Bildung oder Dis-
kussionsforen ist über alle Gruppen hinweg konsequent positiv beurteilt worden. Die 
zweithöchste Priorität setzen Bielerinnen und Bieler auf Mitwirkungsrechte der Men-
schen ohne Stimmrecht beispielsweise auf Ebene der Quartiermitwirkung oder der er-
weiterten Möglichkeiten für Jugendparlamente.  

Sobald aber nicht Bürgerinnen und Bürger Nutzniesser von Förderung sind (Stellvertre-
tung für Stadträte, Förderung von Parteien), sinkt die Akzeptanz von neuen Massnah-
men auf Ebene der Stadtordnung. Auch die Verwesentlichung der Mitbestimmung der 
Bürgerinnen und Bürger durch kürzere Referendumsfristen oder die Vereinfachung der 
Prozesse rund um Budget und Steueranlage werden nicht prioritär gewertet, obwohl 
sie der Entlastung des Bürgers dienen könnten.  

4. Transparenz und Vertrauen: Zweiter prioritärer Themenkomplex mit Brücken-

funktion 

Sowohl die Offenlegung der Interessenbindungen, als auch eine Ombudsstelle sind 
wertvolle Themen für die Ausrichtung Biels aus Sicht des Partizipationsprozesses. Ins-
besondere die Ombudsstelle wird konkret um das Thema Datenschutz erweitert. Das 
Thema muss jedoch nicht zwingend auf Ebene der Stadtordnung geregelt werden.  

5. Handlungsfähige, wirksame und nachhaltige Politik:  

Die Schuldenbremse als Ausnahme 

Mit Ausnahme der Schuldenbreme als dritter Top-Priorität für Bielerinnen und Bieler, 
finden die weiteren Ideen für die neue Stadtordnung in der Bieler Bevölkerung wenig 
Zuspruch. Die drei weiteren Ideen in diesem Bereich (Doppelmandate, Erhöhung der 
Ausgabengrenze, längere Amtsdauer) generieren die niedrigste Priorität unter allen 
Massnahmen. 

Komplexe Reformideen, entweder zu politischen Prozessen oder zur Polit-Architektur, 
ernteten auch in der fundierten Diskussion in den Dialoggruppen vielfach Unverständ-
nis: Unverständnis über die grundsätzliche Notwendigkeit dieser Reform, aber auch 
zum Vorschlag, solche Polit-Baustellen auf Ebene der Stadtordnung anzugehen. 

Bilanzierend haben es vor allem jene Vorlagen schwer, die aus Sicht der Behörden eine 
verbesserte Zusammenarbeit zwischen den Akteuren oder Prozessveränderung vor-
schlagen. Diese Art polit-architektonischer Fragen wirft deutlich mehr Vermittlungsbe-
darf auf als die politische Teilhabe oder Fragen von Vertrauen und Transparenz. Bis und 
mit der Stellvertretung für Stadträte sind sie ohne grosses Vorwissen beurteilbar. 

Partizipation und Mitwirkung als 

Brückenangebote 

Wenig Verständnis für die 

Behördenvorlagen 

Nachhaltigkeit wird vor allem 

bei den Finanzen gewünscht 
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Damit zeigt sich mit Blick auf die Totalrevision der Bieler Verfassung eine Strategie für 
angebracht, die auf Vermittlung und Kontextinformation bei den Themen setzt, die 
eine mittlere Priorisierung und von der Zustimmung her als potenziell mehrheitsfähig 
eingestuft wurden. 

Übersicht zur Methode: Partizipation durch und Synergien aus mehreren Zugängen 

Die folgende Übersicht enthält alle Angaben zu den drei Zugängen:  

1.  Vier Dialoggruppen in zwei Sprachen: Die Bandbreite an Bedürfnissen, Präferenzen 
und Assoziationen im Dialog abholen. 

2.  Online-Impulsumfrage: Niederschwelliger Einbezug weiterer Einwohnender 

3.  Die repräsentative Befragung: Die Breite der Haltungen wird mit konkreten Grup-
pen verbunden. 

Tabelle 2 

Die Stichprobenstruktur 

 

© gfs.bern 2018 

Grund-

gesamtheit 

Einwohnerinnen und Einwohner von Biel gemäss Einwohnendenregister

mit und ohne Stimmberechtigung

Methode Datum Total Sprache Geschlecht 

(Männer / 
Frauen)

Nicht-

CH

Alter

Fokusgruppen 15.01.2018 15 deutschsprachig 9 / 6 3 4 / 8 / 3

16.01.2018 11 deutschsprachig 8 / 3 1 3 / 4 / 4

17.01.2018 17 französischsprachig 12 / 5

3 4 / 7 / 6

18.01.2018 16 französischsprachig 7 / 9 3 4 / 12 / 0

Online-Impuls-

befragung

09.01.-

29.01.2018

578 56.2 französischsprachig 

43.8 deutschsprachig 

Repräsentativ-

befragung

19.03.-

29.4.2018

1233 567 französischsprachig 

666 deutschsprachig 

595 Männer

638 Frauen

324 225 / 212 / 

186 / 188 / 
199 / 152 /     
71

*Altersgruppen in den Fokusgruppen: 18-35, 36-59, ab 60 Jahre
Altersgruppen in der repräsentativen Befragung: 18-29, 30-39, 40-49, 50-59, 60-69, 70-79, über 80 Jahre

Die Daten zu den Stichproben
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1 Die Ausgangslage 

Die heute geltende "Verfassung" der Stadt Biel ist teilweise bereits 40 Jahre alt und da-
mit in weiten Teilen veraltet, zahlreiche Teilrevisionen haben die Inhalte und ihre Les-
barkeit verschlechtert. Die aktuell geltende Stadtordnung regelt zwar die vom Gemein-
degesetz geforderten Mindestinhalte zur Zusammenarbeit der Behörden und politi-
schen Organe. Sie enthält aber keine Bestimmungen über wirtschaftliche Schwer-
punkte, Ziele der Bieler Politik oder zum gesellschaftlichen Zusammenleben.  

Deshalb hat der Stadtrat im Rahmen der Totalrevision der Stadtordnung von Biel am 
16. März 2017 das Projekt "Öffentlicher Dialog zur Totalrevision Stadtordnung" be-
schlossen. Von der zuständigen Begleitkommission für das Gesamtprojekt waren be-
reits Grundsatzfragen formuliert, die als dreizehn Themenpapiere konkrete inhaltliche 
Reformvorschläge für die neue Stadtordnung beschrieben und deren Vor- wie Nach-
teile auseinandersetzten. Das Ziel des Projektes "Öffentlicher Dialog über die Totalre-
vision der Stadtordnung Biel" war es, diese 13 Vorschläge zur Reform der neuen Stadt-
ordnung der Einwohnerschaft von Biel (Stimmberechtigten wie Nicht-Stimmberech-
tigten) in geeigneter Form zur Diskussion und Meinungsbildung vorzulegen. Die Um-
setzung sollte vor allem folgende Ziele erreichen: 

1.  Repräsentative Meinungen zu den vorgelegten Themen zu erhalten und als eine 
Grundlage für die Weiterbearbeitung im Gesamtprojekt auszuwerten. 

2.  Möglichst viele und unterschiedliche Teile der Bevölkerung in das Projekt "Totals-
anierung der Stadtordnung" zu involvieren, so dass das wichtige demokratische 
Projekt möglichst partizipativ diskutiert wird. 

3.  Über die bestehenden Themen hinaus, jene Wahrnehmungen, Aspekte und Be-
dürfnisse und Erwartungen abzuholen, die die Bielerinnen und Bieler bewegen 
und die mithin das Projektumfeld bestimmen. 

Diese Zielsetzung wurde in drei Schritten verfolgt, deren Ergebnisse im vorliegenden 
Schlussbericht zusammengefasst werden.  

1.  Vier Dialoggruppen in zwei Sprachen: Die Bandbreite an Bedürfnissen, Präfe-
renzen und Assoziationen im Dialog abholen 

Für das strukturierte Dialogformat wurden insgesamt 600 Einwohnerinnen und Ein-
wohner auf Basis einer Zufallsauswahl eingeladen: Die Factsheets zu den Themen der 
Projektbegleitgruppe erhielten die Probanden als optionale persönliche Vorbereitung.  

Ziel dieser Dialoggruppengespräche war es, möglichst viele Menschen mit ihren Hin-
tergründen, Erfahrungen und Wahrnehmungen der Stadt Biel in eine strukturierte Dis-
kussion zu den dreizehn konkreten Reformvorschlägen für die Stadtordnung in Dialog 
zu bringen. Dies geschah im Rahmen von jeweils zwei Dialoggruppen in französischer 
Sprache und zwei Dialoggruppen in deutscher Sprache. Der Dialog behandelte anhand 
eines Leitfadens jeweils sechs inhaltliche Themen aus zwei Themenbereichen. Die Leit-
fäden waren inhaltlich identisch und wurden präsentationsunterstützt vermittelt. Zu-
dem wurde vor und nach der Diskussion die intuitive Prioritätensetzung über alle 13 
Themen mit einem Übersichtsformular schriftlich eingeholt. 
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2.  Die Online-Impulsumfrage: Niederschwelliger Einbezug weiterer  
Einwohnender 

Um die niederschwellige Verbreitung und Teilnahme am Dialog zu ermöglichen, lan-
cierte gfs.bern eine Online-Influencerkampagne, deren vornehmliches Ziel die Verbrei-
tung der Informationen rund um das Projekt war. Die Influencer wiesen vorwiegend 
über die Social Media, aber auch im persönlichen Kontakt auf die beschränkungsfreie 
Teilnahmemöglichkeit an einer kurzen Online-Impulsbefragung hin, die auf allgemei-
ner Ebene Haltungen und Wahrnehmungen zu Biel und zur demokratischen Teilhabe 
abholte. 

3.  Die repräsentative Befragung: Die Breite der Haltungen wird mit konkreten 
Gruppen verbunden 

Qualitative Dialogformate leisten für den Übergang in die konkrete Umsetzung von Pri-
oritäten, Bedürfnissen und Erwartungen nur dann einen wirklichen Wert, wenn sie auch 
empirisch überprüfbar sind. Erst dann kann sich die Umsetzung an den konkreten Wün-
schen, Ängsten und Erwartungen bestimmter Zielgruppen orientieren. Dies leistete die 
strukturierte, quantitative Repräsentativbefragung auf der Basis des Einwohnerregis-
ters von Biel, die vom 19. März bis zum 29. April 2018 bei 1233 Einwohnenden durchge-
führt wurde.  
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2 Vorgehen, Datenbasis und 
Berichterstattung 

Die jeweiligen Stichproben mit Ausnahme der Online-Impulsbefragung setzten auf 
eine Vertretung der Sprachgruppen, der Geschlechter, der Altersgruppen und der 
Gruppen mit und ohne Stimmrechtsausweis in einem Verhältnis, das ihrem tatsächli-
chen Anteil der Bevölkerung von Biel im quantitativen resp. repräsentativen Teil der 
Untersuchung exakt entsprach und grob diese Gruppen im qualitativen dialogischen 
Teil abbildete. Dies war im Fall der Dialoggruppen nicht zuletzt davon abhängig, wer 
am entsprechenden Dialog auftrat. Die folgende Stichprobentabelle zeigt die de facto 
Verteilung der Untergruppen in der Übersicht. 

Tabelle 3 

Die Stichprobenstruktur 

 

© gfs.bern 2018 

2.1 Systematik in den Dialoggruppen 

Die Dialoggruppen diskutierten die Themen in der nachfolgenden Struktur, die aus di-
daktischen Gründen die unterschiedlichen Stossrichtungen in den Themen fünf inhalt-
licher Schwerpunkte zusammenfasste.  

Alle Gruppen diskutierten einleitend Ziele, Wünsche und Bedürfnisse für Biel und ka-
men abschliessend mit der Frage nach Notwendigkeit und Form einer einleitenden Prä-
ambel oder Zukunftsvision für die Stadtordnung wieder auf diese grundlegenden The-
men zurück. Anschliessend gab es je zwei Gruppen in den beiden Sprachen. Die jeweils 
erste Gruppe diskutierte vier Themen zur politischen Partizipation und drei Themen, 
die sich als Verwesentlichung der direktdemokratischen Mitwirkung zusammenfassen 
lassen.  

Die folgenden beiden Gruppen diskutierten je in ihren beiden Sprachen vier Reformvor-
schläge für eine Optimierung der Handlungsfähigkeit, Wirksamkeit und Nachhaltigkeit 
der Politik, darunter eine verlängerte Amtsdauer oder die Einführung einer Schulden-

Grund-

gesamtheit 

Einwohnerinnen und Einwohner von Biel gemäss Einwohnendenregister

mit und ohne Stimmberechtigung

Methode Datum Total Sprache Geschlecht 

(Männer / 
Frauen)

Nicht-

CH

Alter

Fokusgruppen 15.01.2018 15 deutschsprachig 9 / 6 3 4 / 8 / 3

16.01.2018 11 deutschsprachig 8 / 3 1 3 / 4 / 4

17.01.2018 17 französischsprachig 12 / 5

3 4 / 7 / 6

18.01.2018 16 französischsprachig 7 / 9 3 4 / 12 / 0

Online-Impuls-

befragung

09.01.-

29.01.2018

578 56.2 französischsprachig 

43.8 deutschsprachig 

Repräsentativ-

befragung

19.03.-

29.4.2018

1233 567 französischsprachig 

666 deutschsprachig 

595 Männer

638 Frauen

324 225 / 212 / 

186 / 188 / 
199 / 152 /     
71

*Altersgruppen in den Fokusgruppen: 18-35, 36-59, ab 60 Jahre
Altersgruppen in der repräsentativen Befragung: 18-29, 30-39, 40-49, 50-59, 60-69, 70-79, über 80 Jahre

Die Daten zu den Stichproben

Die Themenstruktur und die 

Aufteilung auf die 

Dialoggruppen 
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bremse und zwei Massnahmen, die unter Vertrauen und erhöhte Transparenz bei Poli-
tik und Behörden zusammengefasst wurden. Das Schaubild zeigt die Stossrichtung und 
Zuordnung der Einzelthemen unter die fünf Schwerpunktbereiche auf. 

Tabelle 4 

Themenstruktur der Dialoggruppen 

 

Vertreter der Begleitgruppe zur "Totalrevision der Stadtordnung" fungierten als input-
gebende Referenten und lieferten Antworten in das Gespräch hinein, wenn die Dialog-
gruppenteilnehmenden sachliche Fragen zum Thema hatten. 

Vom 15. Januar bis zum 18 Januar 2018 diskutierten insgesamt 57 Bielerinnen und Bie-
ler. Die erwünschte Untergrenze von 15 Personen wurde nur in der Dialoggruppe vom 
16. 1.2018 unterschritten. Hier kumulierte sich der an sich übliche Effekt, dass einige 
Angemeldete effektiv nicht auftauchen. In diesem Fall handelte es sich vornehmlich um 
angemeldete Einwohnende ohne Stimmrechtsausweis und einige Bielerinnen. In den 
anderen Gruppen bewegten sich die Raten Nicht-Erscheinender im üblichen Rahmen. 
Die Quote bewegte sich allerdings in den drei anderen Gruppen in einem minimalen 
Bereich. Das Interesse am Austausch übertraf bei Weitem das erwartete und erfah-
rungsgemäss übliche Ausmass. Die Anmeldungen schwankten zwischen 18 Angemel-
deten für die beiden deutschsprachigen Gruppen und jeweils 21 Angemeldeten für die 
französischsprachigen Gruppen. Rund die Hälfte der Personen hatte sich zum Thema 
vorinformiert, obwohl eine solche Vorbereitung im Einladungsschreiben nicht als Vo-
raussetzung genannt worden war. 

Gruppe 1 deutsch Gruppe 2 deutsch Gruppe 3 französisch Gruppe 4 französisch

Thema 1: Grundlagen und Leit-Ideen der städtischen Politik (alle)

1.1 Bestimmungen zu Grundlagen und zur Ausrichtung der Politik in der Stadtordnung?

1.2 Art und Gegenstand inhaltlicher Bestimmungen?

Thema 2: 

Politische Partizipation

Thema 4: 

Handlungsfähige, wirksame 
und nachhaltige Politik

Thema 2: 

Politische Partizipation

Thema 4: 

Handlungsfähige, wirksame und 
nachhaltige Politik

2.1 Förderung der 

Mitwirkung der
Stimmberechtigten

(Stimmbeteiligung)?

2.2 Gezielte Förderung

politischer Akteure?

2.3 Stärkung des Stadtrats
durch die Möglichkeit 

der Stellvertretung?

2.4 Neue Formen der 
Mitwirkung unabhängig 

vom Stimmrecht?

4.1 Verlängerung der Amtsdauer   

auf fünf oder sechs Jahre?

4.2 Anpassung und

Vereinfachung der 

Ausgabenzuständigkeiten?

4.3 Einführung einer Schulden-

oder Ausgabenbremse?

4.4 Möglichkeit der Mitwirkung 

von Mitgliedern des 

Gemeinderats im 

eidgenössischen oder 

kantonalen Parlament?

2.1 Förderung der Mitwirkung  

der Stimmberechtigten 
(Stimmbeteiligung)?

2.2 Gezielte Förderung

politischer Akteure?

2.3 Stärkung des Stadtrats

durch die Möglichkeit der
Stellvertretung?

2.4 Neue Formen der 

Mitwirkung unabhängig 
vom Stimmrecht?

4.1 Verlängerung der Amtsdauer auf 

fünf oder sechs Jahre?

4.2 Anpassung und Vereinfachung 

der Ausgabenzuständigkeiten?

4.3 Einführung einer

Schulden- oder Aus-

gabenbremse?

4.4 Möglichkeit der Mitwirkung von

Mitgliedern des Gemeinderats im

eidgenössischen oder 

kantonalen Parlament?

Thema 3: 

Verwesentlichung der 
direkt-demokratischen 

Mitwirkung

Thema 5: 

Vertrauen in Politik und 
Behörden

Thema 3: 

Verwesentlichung der 
direktdemokratischen 

Mitwirkung

Thema 5:  

Vertrauen in Politik und Behörden 

3.1 Fakultatives

Referendum für das

Budget und die 

Steueranlage?

3.2 Mehr Rechtssicherheit

durch raschere 
Referendums-

abstimmungen?

5.1 Offenlegen von   

Interessenbindungen?

5.2 Einführung einer 

Ombudsstelle?

3.1 Fakultatives Referendum  

für das Budget und die

Steueranlage?

3.2 Mehr Rechtssicherheit 

durch raschere

Referendumsab-

stimmungen?

5.1 Offenlegen von   

Interessenbindungen?

5.2 Einführung einer 

Ombudsstelle?

Das partizipative Vorgehen 

wurde geschätzt 
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2.2 Die Systematik der repräsentativen 
Befragung 

Die Interviewlänge betrug im Schnitt 16.3 Minuten und bestand aus einem Online-Fra-
gebogen in Kombination mit einem gedruckten Fragebogen für alle über 60-Jährigen. 
Für Rückfragen unterhielt die Projektleitung eine Telefonhotline und versandte Druck-
fragebögen an Probanden aller Altersgruppen, die dies wünschten. Die Anzahl ausge-
füllter schriftlicher Fragebögen betrug 344 Fragebögen in beiden Sprachen. Die Basis 
der Befragung war das Einwohnerregister der Stadt Biel. In einem ersten Reminding 
wurden alle Befragten nochmals an die Umfrage erinnert, in einem zweiten nur noch 
jene Bevölkerungsanteile, die während des Rücklaufs unterrepräsentiert geblieben wa-
ren. 

Die untenstehende Tabelle weist das Verhältnis der Basisverteilung zum Stichproben-
fehler und -mass aus.  

Tabelle 5 

Der statistische Stichprobenfehler 

gfs.bern 2018 

Der Stichprobenfehler der Befragung lag bei 2.8 Prozent. Der sog Mean-Day der Befra-
gung war der 5. April 2018. Um Fehlinterpretationen zu minimieren, nehmen wir keine 
Subgruppenanalysen unter n = 50 Fällen vor. 

Ausgewählte statistische Stichprobenfehler nach Stichprobengrösse und Basisverteilung 

Stichprobengrösse 
Fehlerquote Basisverteilung 

50% zu 50% 20% zu 80% 

N = 1'500 ±2.6 Prozentpunkte ±2.1 Prozentpunkte 

N = 1'000 ±3.2 Prozentpunkte ±2.5 Prozentpunkte 

N = 700 ±3.8 Prozentpunkte ±3.0 Prozentpunkte 

N = 100 ±10.0 Prozentpunkte ±8.1 Prozentpunkte 

N = 50 ±14.0 Prozentpunkte ±11.5 Prozentpunkte 

Lesebeispiel: Bei 1233 Befragten und einem ausgewiesenen Wert von 50% liegt der effektive Wert bei 95prozentiger Wahr-
scheinlichkeit zwischen: 47.2% und 52.8%. Dabei setzt man in der Umfrageforschung zumeist ein Sicherheitsmass von 95%, 
das heisst man akzeptiert eine Irrtumswahrscheinlichkeit von 5%, dass der nachgewiesene statistische Zusammenhang so in 
der Bevölkerung nicht vorhanden ist. 
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Tabelle 6 

Technischer Kurzbericht: Totalrevision der Bieler Stadtordnung 2018 
Auftraggeber Stadt Biel 

Durchführendes Institut Forschungsinstitut gfs.bern 

Grundgesamtheit Einwohnerinnen und Einwohner ab 18 Jahren 

Erhebungsart Online/Paper & Pencil für über 60 Jahre (optional) 

Auswahlverfahren Einwohnerregister der Stadt Biel 

Art der Stichprobenziehung Alter/Geschlecht/Sprache geschichtet nach Schweizer/Ausländer 

Stichprobengrösse Total Befragte N = 1233 

n Schweizer 909, n Ausländer 324 

n Mann 595, n Frau 638 

n Deutschsprachige 666, n Französischsprachige 567 

n 18- bis 29-jährig 225, n 30- bis 39-jährig 212, n 40- bis 49-jährig 186, 

n 50- bis 59-jährig 188, n 60- bis 69-jährig 199, n 70- bis 79-jährig 152, 

n über 80 Jahre 71 

Befragungsdauer 

Mittlere Befragungsdauer 
Standardabweichung 
Mittlerer Befragungstag 

19. März 2018 bis 29. April 2018 

16.3 Minuten 

8.6 Minuten 

5. April 2018 

Theoretischer 

Stichprobenfehler 

± 2.8 Prozent bei 50/50 und 95-prozentiger 
Wahrscheinlichkeit 

Gewichtung nach Alter/Geschlecht/Sprache interlocked nach Schweizer/Ausländer 

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 

2.3 Die Struktur der Berichterstattung 

Die Berichterstattung unterscheidet die drei Zugänge, interpretiert sie aber anschlies-
send in einer zusammenfassenden Synthese auf ihre Gemeinsamkeiten. 

In Kapitel 3 fassen wir zunächst wesentliche Erkenntnisse aus den Dialoggruppendia-
logen zusammen. Die Dialogform gibt Ergebnisse darüber wieder, wie die Themen 
resp. Reformvorschläge von den Bielerinnen und Bielern aufgenommen und verarbei-
tet wurden. 

In Kapitel 4 werden die Ergebnisse der Impulsumfrage dargestellt. Sie legt vor allem 
grundlegende Haltungen und Bedürfnisse zu Biel dar, die im Sinne eines zusätzlichen 
Impulses Hinweise auf die Grundstimmung in Biel geben. 

In Kapitel 5 werden die Ergebnisse der Verarbeitung dieser Zugänge in den repräsen-
tativen Befragungsteil dargestellt. Sie sind ein repräsentatives Abbild der Einwohnen-
den von Biel und ihrer Haltungen zu den vorgeschlagenen Reformen für die neue Stadt-
ordnung. Wir haben bei allen Fragen, die mit Ja/Nein beantwortet werden konnten, 
eine logistische Regression durchgeführt, ob und wie das Argument auf die Prioritäten-
setzung wirkt. Diese wird entsprechend im Text kommentiert. 

Kapitel 6 ist eine Synthese der Ergebnisse aus allen Zugängen mit Blick auf die Zustim-
mung zu den 13 Themen und interpretiert sie mit Blick auf die mehrheitlich getragenen 
Reformvorstösse. Die Synthese gibt abschliessend in Form eines Ausblicks Hinweise für 
die weitere Verarbeitung der Reformvorschläge in den Gremien. 
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Alle im Schlussbericht enthaltenen Grafiken werden nach dem gleichen Schema vorge-
stellt. Es wird im Folgenden kurz erläutert: 

Im Titel lässt sich sowohl eine schlagwortartige Zusammenfassung der Frage, als auch 
in Anführungszeichen der genaue Fragetext ablesen. Die Referenzgrösse gibt darüber 
Aufschluss, auf welche Grundgesamtheit sich die Auswertung der Frage bezieht. Je 
nach angestrebter Aussage werden die Resultate mittels Kuchen-, Balken-, Säulen-, 
Flächen oder Liniengrafiken visualisiert. Enthält ein Balken oder eine Säule die gleiche 
Zahl wie eine andere Säule, ist aber nicht gleich lang dargestellt, so handelt es sich um 
ein gerundetes Ergebnis, dem aber zwei unterschiedliche Kommazahlen zugrunde lie-
gen. 

Der Fusszeile entnimmt man den Zeitraum der Befragung (März 2018 bis April 2018) 
sowie die für die Auswertung massgebliche Grundgesamtheit. 

Die grafische Darstellung 
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3 Die Ergebnisse aus den 
Dialoggruppen 

3.1 Wünsche und Prioritäten für die Stadt Biel 

Grundsätzlich wünschen sich die Teilnehmenden am meisten für ihre Stadt, dass die 
Zweisprachigkeit und die Multikulturalität erhalten und gefördert wird. Dabei sehen 
insbesondere die französischsprachigen Teilnehmenden die Zweisprachigkeit und das 
Fördern der Zweisprachigkeit als zentral an. 

Grafik 2 

 

Daneben dürfen aber auch wirtschaftliche Interessen nicht zu kurz kommen: Demge-
mäss ist es für die Teilnehmenden wichtig, dass Biel ein attraktiver Wirtschaftsstandort 
ist, der genügend Arbeitsplätze für seine Bevölkerung bereitstellen kann. Für die teil-
nehmenden Bielerinnen und Bieler ist der Erhalt vieler Grünflächen und der Zugang 
zum See und zur Natur, den die Stadt an so vielen Orten bietet, ebenfalls von grosser 
Bedeutung.  

Ein weiteres Anliegen der Teilnehmenden ist, dass Probleme eher angegangen und Po-
tenziale stärker genutzt werden sollten; dies besonders in der städtischen Raumpla-
nung und -gestaltung. Viele Teilnehmende erleben Biel als eine kleinräumige Stadt, die 
nicht in Anonymität versinkt, als einen Ort, an dem man immer wieder Bekannte trifft 
und schnell auf dem Land, in der Natur oder am anderen Ende der Stadt ist. Dies möch-
ten viele Teilnehmende unbedingt erhalten. Die Kleinräumigkeit der Stadt, die Über-
sichtlichkeit und die Möglichkeit sich auch einfach spontan verabreden zu können, wer-
den als Differenzierungsmerkmal gegenüber grösseren Agglomerationen gewertet 
und dies nicht zuletzt von Bielerinnen und Bielern, die in andere Städte und Agglome-
rationen pendeln. 

Einige Teilnehmende wünschen sich ausserdem, dass die Stadt ihr Bild gegen aussen 
verändert, indem sie ihr Image verbessert und offener für Kritik wird. Als einzigartige 

mehr Partizipation und Integration versch.
Bürgerinnen und Bürger

Kleinräumigkeit, Nähe zw. Stadt-Land erhalten

Probleme angehen, Potenziale der Stadt nutzen

Image verbessern, gegen Aussen selbstbewusster
auftreten

Erhalt der Grünflächen und Natur

Biel als (historischen) Wirtschaftsstandort erhalten,
attraktiver gestalten

Multi-Kulturalität erhalten

Zweisprachigkeit fördern, verbessern

Für französischsprachige BielerInnen ist die Zweisprachigkeit ein Thema

"Dazu möchte ich zuerst kurz mit Ihnen diskutieren. Was wünschen Sie sich ganz grundsätzlich für Biel in 

Zukunft? Wie sieht eine Stadt aus, in der Sie sich als Bürgerinnen und Bürger wohl fühlen?"

© gfs.bern, Totalrevision der Stadtverordnung, Januar 2018 (N = 57)

Fokusgruppen
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und besondere Stadt, welche vieles zu bieten hat, darf Biel aber auch selbstbewusster 
auftreten und sich repräsentativer inszenieren. 

Grundsätzlich stimmen die meisten Dialoggruppenteilnehmenden dort überein, wo es 
um eine kreative Nutzung auch der Industriegeschichte von Biel in eine potenzialoffene 
Zukunft der Stadt geht. Man möchte sich hier nicht bereits auf einen bestimmten Weg 
einlassen, sondern vom Grundton her eher alte mit neuen Technologien sinnvoll ver-
binden können. 

Diese wesentlichen Gemeinsamkeiten überlagern Einzelvoten, die sich vor allem in der 
Bewertung des Stadtbildes, der architektonischen Infrastruktur und der Verkehrslösun-
gen unterscheiden. 

Grafik 3 

 

Vergleicht man die allgemeinen Wünsche mit den konkreten Anliegen an die Stadtpo-
litik, wird ersichtlich, dass sich die Prioritäten in einigen Punkten sehr ähnlich ausge-
stalten. Was in der Bieler Stadtpolitik bereits als gut empfunden wird, ist, dass die Stadt 
vor allem in der Raumplanung viele Potenziale birgt, die man noch ausschöpfen und 
neu ausgestalten kann.  

Biel wird als eine Stadt wahrgenommen, die eine grosse kulturelle Vielfalt fördert und 
deren Politik in der Lage ist, Neues zu integrieren. Der öffentliche Verkehr funktioniert 
in den Augen vieler Teilnehmenden bereits gut. Einzelne sind sogar allgemein zufrieden 
mit der städtischen Politik.  

Was in der Bieler Stadtpolitik hingegen verstärkt zur Geltung kommen sollte, ist die 
Förderung der Zweisprachigkeit und dies bereits am besten so früh und breitgefächert 
wie möglich. Gewünscht werden von einigen Teilnehmenden, dass z.B. mehr zweispra-
chige Schulklassen oder Betreuungseinrichtungen angeboten werden oder, dass Fran-
zösischsprachige bei der Arbeitssuche bessere Chancen als bisher erhalten.  

Die Teilnehmenden wünschen sich, dass Nicht-Stimmberechtigte mehr Mitsprache-
recht auf kommunaler Ebene geniessen dürfen und Biel dabei durchaus eine Vorreiter-
rolle im Kanton bei der Gewährung neuer Rechte einnehmen darf.  

Ebenfalls sollten die finanzielle Situation der Stadt verbessert, mehr Arbeitsplätze im 
Raum Biel geschaffen und die Wirtschaft gefördert werden. Von der Politik erwarten 
die Teilnehmenden, dass sie versucht, das Image von Biel aufzuwerten. Von einzelnen 
wird zudem eine stärkere Repräsentation von Frauen gewünscht. Eine Person wünscht 
sich explizit die Einrichtung eines Büros für Gleichstellung. Es besteht zudem der 

Anliegen und Wünsche an Bieler Stadtpolitik

Mit der Vergangenheit in die Zukunft wachsen!

"Mal ganz allgemein: Was sind Ihnen wichtige Anliegen und Wünsche an die Stadtpolitik, z.B. was fehlt 

Ihnen an der Bieler Politik momentan und was finden Sie gut, was sollte noch mehr zur Geltung kommen?"

bereits gut sollte mehr zur Geltung kommen

 Neuordnung in der Raumplanung, hier 

besteht noch Potenzial

 kulturelle Vielfalt, Integration von Neuem

 öffentlicher Verkehr funktioniert gut

 zufrieden mit der Stadtpolitik

 Zweisprachigkeit fördern (z.B. durch mehr 

zweisprachige Klassen)

 mehr Mitspracherecht für Nicht-

Stimmberechtigte

 finanzielle Situation der Stadt verbessern

 genügend Arbeitsplätze in der Region Biel 

schaffen

 Image der Stadt verbessern

 Wirtschaftsförderung

 Stadtbild: urbanes Konzept verbessern, 

mehr Begegnungsräume für 

Stadtbevölkerung schaffen

 stärkere Repräsentation von Frauen, 

Einrichtung eines Gleichstellungsbüros

 Lösungen für den Verkehr: Privatverkehr 

vs. ÖV

© gfs.bern, Totalrevision der Stadtverordnung, Januar 2018 (N = 57)

Fokusgruppen

Zweisprachigkeit und…  

…Integration als Leitthemen des 

Dialogs 
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Wunsch nach einem urbanen Konzept, welches der Bieler Bevölkerung mehr Begeg-
nungszonen zur Verfügung stellt und breit(er) abgestützte Lösungen für den Verkehr 
bietet. Das Thema Individual- versus öffentlicher Verkehr ist wie in den meisten Agglo-
merationen umstritten. 

Es fällt auf, dass die französischsprachigen Bielerinnen und Bieler einerseits hochgradig 
sensibel sind, was die gleichberechtigte Behandlung auf sprachlicher Ebene angeht und 
andererseits auch sehr viel stärker materielle Belange in den Vordergrund stellen, wie 
Arbeitsmarktentwicklung, Chancengerechtigkeit und Bildung. Ein grosser Teil des Ge-
sprächs in den französischsprachigen Gruppen dreht sich um Beispiele, die zeigen, dass 
sich die französischsprachigen Einwohnenden nicht faktisch gleichbehandelt fühlten. 

3.2 Braucht Biel eine Präambel?  

Die Frage, ob Biel sich auf eine Zukunftsvision etwa in Form einer Präambel in der neu-
geschaffenen Stadtordnung wiederfinden solle, teilte die Dialoggruppenteilnehmen-
den in drei Fraktionen: Die Befürworter einer Präambel, die Gegner einer Präambel und 
die Befürworter einer gemeinsamen Zukunftsvision, die aber nicht automatisch in Form 
einer Präambel festgeschrieben werden muss.  

So kommt die Präambel allgemein, aber insbesondere bei den französischsprachigen 
Dialoggruppen eher weniger gut an. Nicht damit deckungsgleich ist die Frage einer ei-
genen Zukunftsvision für die Stadt Biel, denn eine Vision wird sowohl als gemein-
schaftsstiftender wie auch als grundsätzlich weniger statisch eingeschätzt, als eine 
festgeschriebene Präambel, die bereits in 5 Jahren wieder obsolet sein könnte. Nach 
Ansicht der meisten Teilnehmenden ist die Dynamik von Biel derart spürbar, dass für 
einige aus beiden Sprachgruppen eine festgeschriebene Vision bereits in kurzer Zeit 
wieder veraltet sein könnte. 

Grafik 4 

 

 

Gemeinsam ist erstaunlicherweise unter allen Votanten zum Thema Präambel, also 
auch unter jenen, die eher gegen sie sind, die Übereinstimmung, dass die Zweisprachig-
keit von Biel den geschriebenen Status verdient, den sie bereits heute hat. Sie sollte in 
jedem Fall in Zukunft auch die neue Verfassung einleiten. 

Neue Stadtordnung Präambel und Zukunftsvision
"Was denken Sie? Soll die neue Stadtordnung 

a. sich weiterhin vor allem darauf beschränken, wie die Stadtpolitik organisiert werden soll?
b. oder neu inhaltliche Eckwerte oder Entwicklungspfade für die städtische Politik aufzeigen?
Wie könnten diese Leitideen aussehen? Braucht Biel eine Vision?"

© gfs.bern, Totalrevision der Stadtverordnung, Januar 2018 (N = 57)
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werden. 
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Werte, die in einer Präambel festgehalten werden können, sind z.B. Offenheit, Gleich-
berechtigung oder Partizipation. Zudem finden einige, dass es in der aktuellen Stadt-
ordnung an Emotionalem fehlt und mehr davon in der neuen vorhanden sein sollte. 
Ausserdem fänden es einige gut, wenn die neue Stadtordnung das Wichtige und Be-
sondere von Biel aufgreifen und damit der Stadt eine eigene Identität vermitteln würde. 
Eine Dame meinte, dass die unterschiedlichen Sichtweisen, mit denen die Teilnehmen-
den in den Dialog gekommen seien, durch die nützliche Diskussion über die Präambel 
in ein gemeinsames Bild überführt worden seien. Daran zeige sich, dass eine Präambel 
das Gemeinsame an der Sicht auf Biel darstellen könne. 

Vielen ist jedoch unklar, was der Sinn einer Präambel ist oder sie finden es schwer, eine 
passende Vision zu entwerfen, die für alle zufriedenstellend sein kann. Andere hinge-
gen sind der Meinung, dass eine neue Stadtordnung langfristig passend, nicht nur wirt-
schaftlich ausgerichtet, mit dem Reglement übereinstimmend und weder zu detailliert, 
noch zu generell verfasst sein sollte. Einzelne vor allem französischsprachige Bieler und 
Bielerinnen bezweifelten, dass ihr Urteil Beachtung fände. Wenn die Politikerinnen und 
Politiker letztlich eine Präambel wollten, würden sie diese auch in die neue Stadtord-
nung einfügen.  

Die Kritiker einer Präambel, aber auch einer Zukunftsvision begründen dies damit, dass 
eine Zukunftsvision nichts mit der Stadtordnung zu tun habe, auch wenn einige davon 
eine Vision für die Stadt Biel befürworten würden. Eine Präambel diene nur zur Ver-
schönerung der Stadtordnung. Sie enthalte zu wenig Substanz und Verbindlichkeit auf-
grund ihrer fehlenden rechtlichen Verankerung, weil sie einengend und statisch sei, nur 
Marketing-Zwecken diene, sie sämtliche Kreativität der Stadt Biel hemmen würde, in 
ihr nur ‘leere Phrasen’ stehen würden. Einige Votanten argumentierten, dass sowohl 
die Bundesverfassung, als auch der Kanton Bern bereits über Präambeln verfügten und 
es demnach nicht sinnvoll sei, auf der Gemeindestufe dieselben eher allgemeinen Aus-
sagen zu wiederholen.  

3.3 Mehr Partizipation als verbindendes 
Anliegen  

Für viele Bielerinnen und Bieler stellt Abstimmen eine wichtige politische Partizipati-
onsmöglichkeit dar. Bei der Frage, ob die Stimmbeteiligung gefördert werden sollte, ist 
sich die überwiegende Anzahl der Votanten einig, dass es in der zukünftigen Stadtord-
nung Fördermassnahmen braucht.  

Die politische Bildung und Förderung Jugendlicher z.B. in der Schule, während der 
Lehre oder in einem Jugendparlament wurde von vielen als eine zentrale Massnahme 
zur Erhöhung der Stimmbeteiligung genannt, weil sie den Eindruck haben, dass einer 
grossen Anzahl an Jugendlichen zu wenig politisches Wissen vermittelt wird. Auch die 
Einrichtung eines Forums, als eine Art physisch gelebtem Dorfplatz, der eine (neutrale) 
Möglichkeit zum politischen Austausch bietet, können sich viele als Fördermassnahme 
vorstellen. Einige Votanten aus beiden Gruppen wiesen zum Thema darauf hin, wie 
sehr sie die Einladung zu den Dialoggruppen als eben solche Möglichkeit schätzten, sich 
parteipolitisch neutral über politische Themen auseinanderzusetzen. Sie nannten die 
Verstetigung dieser Art von Austausch als förderungswürdig im Rahmen einer Stadt-
ordnung. 

Zur Sprache kam ebenso die politische Partizipation über neue Medien. Abstimmen via 
App oder Internet sowie Chats zum Austausch werden als Möglichkeiten gesehen, um 
insbesondere Jugendlichen das Abstimmen zu erleichtern und näher zu bringen. Eine 
ausserordentlich innovative Idee, die geäussert wurde, ist die Einführung eines Bonus-
Systems bei regelmässiger Stimmbeteiligung. Dabei soll denjenigen, die regelmässig 
abstimmen, eine Belohnung z.B. in Form von Steuerreduktionen zukommen.  

Die Kritikerinnen wollen die 

Präambel nicht als 

festgeschriebene Einschränkung 

Förderung der Mitwirkung der 

Stimmberechtigten 

(Stimmbeteiligung)? 

Förderung der Partizipation wird 

mehrheitlich gewünscht  
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Grafik 5 

 

Bezüglich des Stimmzwangs waren die Teilnehmenden, die sich äusserten, geteilter 
Meinung: Einerseits findet die Massnahme bei Einzelnen Anklang. Sie finden, dass der 
Stimmzwang im Kanton Schaffhausen gut funktioniere, die Stadt mit dem eingezoge-
nen Geld Projekte oder soziale Zwecke finanzieren und etwas mehr Druck zur Stimm-
abgabe ausgeübt werden könnte. Eine zweite Gruppe lehnte den Stimmzwang jedoch 
ab, da die Stimmbeteiligung zwar auch eine Pflicht, vor allem aber ein Individualrecht 
darstelle und deshalb eine höhere Stimmbeteiligung nicht durch Unterdrückung und 
Bestrafung erfolgen sollte. Zudem erhöhe eine solch rigorose Massnahme, wie ein 
Stimmzwang, die Gefahr von Protestabstimmungen. Beide Seiten haben jedoch keine 
klare Mehrheit finden können. 

Auffallend war, dass die Zustimmung zu Stimmzwang in der französischsprachigen 
Gruppe höher war als bei den deutschsprachigen Bielerinnen und Bielern, die klare Ab-
lehnung jedoch auch. Hier wurde die Frage des Stimmzwangs fundamentaler diskutiert 
als in der deutschsprachigen Gruppe, die sich eher über freiwillige Förderungsmass-
nahme austauschte. 

 

ja, z.B. mehr politische 
Bildung und Förderung 

Jugendlicher

ja, z.B. ein Forum für 
(politischen) 
Austausch

ja, weil Abstimmen 
wichtig ist

ja, z.B. ein Bonus-
System für 

Abstimmende

ja, z.B. über neue 
Medien (App, Internet, 

Videos)

weiss nicht/keine 
Äusserung

Massnahmen Förderung Stimmbeteiligung

"Was denken Sie? Sollte die zukünftige Stadtordnung bestimmte Massnahmen enthalten, die die 

Stimmbeteiligung in Zukunft fördern helfen? Was denken Sie?"
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Förderung der Stimmbeteiligung 
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der Stimmzwang wird abgelehnt 
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Grafik 6 

 

In beiden Sprachgruppen stiess die Stärkung der Parteien als Vermittler des Volkswil-
lens auf eine mehrheitliche Ablehnung. Die wichtigsten Argumente sind, dass das Geld, 
das dazu aufgewendet werden würde, an anderen Stellen besser zum Einsatz käme, 
wie z.B. bei der Zivilgesellschaft, bei neutralen Austauschforen oder bei nichtpoliti-
schen Vereinen. Auch wurde argumentiert, dass es keine Parteienunterstützung wegen 
Lobbyings und fehlender Transparenz von Seiten der Parteien geben sollte. Wenige 
Teilnehmende sprachen sich trotzdem für die Parteienunterstützung aus, in der Hoff-
nung, eine Erhöhung der Stimmbeteiligung zu erreichen. Diskutiert wurden dabei eine 
nicht-finanzielle Unterstützung der Parteien, aber auch, dass es strenge Auflagen und 
Kriterien bei der Einführung einer solchen Massnahme bräuchte.  

Die Haltungen zu Parteien als Vermittler politischer Inhalte sind dabei tendenziell kri-
tisch. Auf die Frage der Moderatorin in einer der deutschsprachigen Gruppen, ob man 
sich als parteimüde bezeichnen würde, gab es mehrheitlich Zustimmung. Die tiefe Zu-
stimmung war allerdings bei der deutschsprachigen Gruppe leicht höher als dies in der 
französischsprachigen der Fall war. 

ja, wegen der Stimmenproportionalität 
und weil der Stimmzwang im Kanton SH 

gut funktioniert

ja, weil das eingezogene Geld 
für andere Zwecke eingesetzt 

werden könnte

ja, weil Abstimmen 
eine Bürgerpflicht ist 

und so ein wenig Druck 
ausgeübt wird

weiss nicht/keine 
Äusserung

nein, weil 
Uninteressierte dann 
irgendetwas oder aus 

Protest abstimmen

nein, Stimmbeteiligung 
sollte nicht durch 

unterdrückenden Zwang 
und Bestrafung erfolgen

Förderung Stimmbeteiligung - Stimmzwang

"Was denken Sie? Würde ein Stimmzwang wie zum Beispiel im Kanton Schaffhausen helfen, oder würden 

Sie sich dann eher bevormundet fühlen?"

Fokusgruppen
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Aus der Sicht der Dialoggruppen-Teilnehmenden sollte es eine Ausdehnung der politi-
schen Mitwirkung auf Nicht-Stimmberechtigte geben. Einige wollen Biel diesbezüglich 
in der Vorreiterrolle auch für die höheren politischen Ebenen sehen und dies explizit bis 
hin zur Einführung eines Gemeindestimmrechtes für Ausländerinnen und Ausländer. 
Geklärt wurde, dass dies aufgrund der kantonalen Gesetzgebung nicht geht und so wur-
den unterschiedliche andere Mitwirkungsmöglichkeiten thematisiert: Jugend- und 
Ausländerparlamente, Postulate, das kommunale Passivwahlrecht, ein tieferes Stimm-
alter für Jugendliche und die Ausdehnung des kommunalen Stimmrechts auf Auslän-
derinnen und Ausländer. Einige Teilnehmende sehen dafür aber gewisse Bedingungen, 
die erfüllt werden sollten, wie beispielsweise den Nachweis der mehrjährigen Nieder-
lassung in Biel oder ein entsprechendes sprachliches Niveau, das aufzuweisen ist. Die 
Vertreterinnen und Vertreter der Gegenmeinung sehen keinen Bedarf an solchen Vo-
raussetzungen oder finden, dass alle, die Steuern bezahlen, auf kommunaler Ebene po-
litisch partizipieren dürfen sollten. 

Unter einem Grossteil der Teilnehmenden herrscht generell die Auffassung, dass dieje-
nigen, die sich interessieren, auch die Möglichkeit erhalten sollten, sich einzubringen 
und mitwirken zu können. Die Quartiermitwirkung wird somit ebenfalls von einer Mehr-
heit gutgeheissen: Viele Teilnehmende befürworten diese Partizipationsmöglichkeit, 
weil dadurch Anwohnende bei der Einführung und Realisierung von Projekten in ihrem 
Quartier mitsprechen können und vermehrt in Entscheidungsprozesse miteinbezogen 
werden. Zudem finden andere, dass infolgedessen Informationen über Projekte besser 
verbreitet werden würden. Ein kleinerer Anteil der Teilnehmenden steht der Quartier-
mitwirkung aber eher skeptisch gegenüber und befürchtet, dass einzelnen dadurch ein 
Veto-Recht eingeräumt wird, um wichtige Projekte zu blockieren oder sogar zu verhin-
dern.  

Deutschsprachige
Fokusgruppe

Französischsprachige
Fokusgruppe

Zustimmung

weiss nicht/
keine
Äusserung

Ablehnung

Stärkung der Parteien  wird abgelehnt

"Sind Sie eher der Meinung, dass man die Parteien als Vermittler des Volkswillens stärken sollte?"

Fokusgruppen
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Mitwirkung unabhängig vom 
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Die Quartiermitwirkung wird 

mehrheitlich gewünscht 
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Unterschiedliche Argumente wurden bei der Frage zur Stärkung des Stadtrats durch 
eine Stellvertreterlösung dargelegt. Die Frage spaltete die Dialoggruppenteilnehmen-
den in jene, die die politische Wahl eines Repräsentanten als bindend betrachten und 
kein Delegationsrecht einräumen möchten und jene, die eher die Erleichterungen im 
Ablauf sehen und auch die Möglichkeiten, dass sich durch die höhere Entlastung auch 
eventuell mehr Leute für das Amt interessieren könnten. Eine Mehrheit votierte in bei-
den Sprachgruppen bei der Einführung einer solchen Option für Regeln, die den Einsatz 
und die Umstände von Stellvertretungen klar festlegen würden. Als Beispiel wurde die 
Beschränkung auf längere Abwesenheiten genannt. 

Grafik 9 

 

ja, Quartiermitwirkung 
gut, weil Betroffene 
dadurch mitreden 

können und einbezogen 
werden

ja, Quartiermitwirkung gut, 
wegen besserer Information

weiss nicht/keine 
Äusserung

nein, weil so Störenden 
Tür und Tor geöffnet 

wird

Ausdehnung der politischen Mitwirkung auf Nicht-Stimmberechtigte II: 

Quartiergestaltung

"Eine andere Möglichkeit ist, dass zum Beispiel die Bewohner und Bewohnerinnen eines Quartiers fest in die 

Ortsplanung einbezogen werden sollen (Quartiermitwirkung)"

Fokusgruppen
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Parlamentarische Stellvertretung

"Was denken Sie zu so einer Lösung, ist sie sinnvoll oder nicht? Was spricht dafür, was dagegen oder gibt 
es andere Lösungen, die völlig anders aussehen könnten?"
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pro neutral contra

 gut, aber die 

Verantwortlichkeiten 

müssten geklärt werden

 man sollte die 

Stellvertreter-Lösung 

testen, da sie für 

Berufstätige oder solche 

die eine Familie haben, gut 

sein könnte

 sinnvoll bei längerer 

Abwesenheit

 gut, um Lücken zu füllen 

 durch Stellvertreter-Lösung 

gibt es mehr Meinungen im 

Parlament und die 

Entscheide sind auf mehr 

Personen abgestützt

 es braucht bestimmte 

Regeln, wann man einen 

Stellvertreter einsetzen darf

 Stellvertreter müssen vom 

Volk gewählt sein

 Stellvertreter müssten aus 

derselben Partei stammen

 Parlamentarier müssten ihre 

Stellvertretung selber 

bestimmen

 Stellvertreter müssten 

Nachrücker sein, damit eine 

demokratische Legitimation 

besteht

 Stellvertreter müssten 

dieselbe Meinung haben, 

was aber nicht möglich ist

 es bräuchte für jedes 

Mitglied einen Stellvertreter, 

was nicht einfach ist

 braucht es nicht, dann 

könnten die Parteien ihre 

Parole aussprechen und 

ohne Abstimmung die 

Stimmen nach Anzahl 

Sitzen auszählen

 braucht es nicht, weil, wenn 

man ein Amt bekleidet, man 

schaut, dass man 

anwesend sein kann

 nicht gut, da sie den 

Spielraum für politisches 

Kalkül eröffnet

Fokusgruppen

Stellvertreterlösung für 

Mitglieder des Stadtrates? 
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Zudem finden viele Teilnehmende, die für die Stellvertretung sind, dass im Vorfeld die 
Verantwortlichkeiten geklärt werden müssten. Sie sehen aber auch die Gewinne, die 
eine parlamentarische Stellvertretung erbringen würde, wie z.B. die Schliessung der 
Lücken bei längerer Abwesenheit und Vorteile für berufstätige Parlamentarierinnen 
und Parlamentarier oder für solche, die eine Familie haben. Auch wurde angemerkt, 
dass mit einer solchen Lösung Entscheide im Parlament auf mehr Meinungen abge-
stützt, vielfältiger und in diesem Sinne auch demokratischer sein würden.  

Bezüglich der Konditionen für Stellvertretungsämter wurde festgehalten, dass Stellver-
tretende entweder vom Volk gewählt, aus derselben Partei stammen, durch die Parla-
mentarierinnen und Parlamentarier bestimmt oder Nachrückende sein müssten, um 
eine angemessene und legitime Vertretung zu darzustellen.  

Gegen die parlamentarische Stellvertretung spricht in den Augen von einigen Teilneh-
menden aber, dass der oder die Stellvertretende dieselbe Meinung haben müsste wie 
die zu vertretende Person, was jedoch in sämtlichen Belangen nicht möglich ist. Auch 
wird von einigen die Schwierigkeit gesehen, überhaupt für jedes Parlamentsmitglied 
eine Stellvertretung zu finden. Anderen zu Folge braucht es die parlamentarische Stell-
vertretung gar nicht, da bei Abwesenheiten die Stimmen nach Anzahl der Parteisitze 
ausgezählt werden könnten. Auch wird argumentiert, dass Personen, die ein Amt be-
kleiden, stets versuchen sollten, anwesend zu sein. Einzelne, besonders kritische Teil-
nehmende, befürchten, dass durch eine solche Stellvertreterlösung Spielraum für poli-
tisches Kalkül entstehen könnte.  

3.4 Direktdemokratische Mitwirkung 

Der eher komplexe Vorschlag zur Fristenkürzung und Herabsetzung der Unterschrif-
tenanzahl beim fakultativen Referendum wird von den beiden Sprachgruppen unter-
schiedlich aufgenommen. Er brauchte im Verhältnis zu den eher niederschwelligen 
Themen rund um die intensivierte und erweiterte Teilhabe auch deutlich mehr Erklä-
rungsaufwand von Seiten der Stadtschreiberin. 

Grafik 10 

 

Deutschsprachige
Fokusgruppe

Französischsprachige
Fokusgruppe

Zustimmung

weiss nicht/
keine
Äusserung

Ablehnung

Fakultatives Referendum Fristenkürzung und Herabsetzung 

Unterschriftenanzahl
"Was denken Sie? Ist diese Veränderung am fakultativen Referendum sinnvoll, um Politstau zu begegnen oder 

sollte an direktdemokratischen Instrumenten nicht herumgeschraubt werden?"

Fokusgruppen
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raschere 
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Die französischsprachigen Bielerinnen und Bieler standen fast geschlossen hinter die-
sem Vorschlag. Aus ihrer Sicht wären die an einem Thema interessierten Organisatio-
nen und Akteure ohnehin nahe genug involviert, um sich auch angesichts einer gekürz-
ten Frist entsprechend schnell organisieren zu können. Zudem folgte eine Mehrheit in 
dieser Gruppe der Argumentation der Stadtschreiberin, die den Vorteil herausstrich, 
wichtige Bau- und Sanierungsprojekte könnten mit diesem Vorgehen weniger blockiert 
werden.  

Die deutschsprachige Dialoggruppe war dagegen weniger eindeutig in ihrem Urteil. 
Zwar befürworteten sie die Fristenkürzung und Herabsetzung der Unterschriftenanzahl 
ebenfalls zum grösseren Teil, doch Einzelne waren sehr skeptisch gegenüber der Re-
formvariante. Sie kritisierten eine verkürzte Frist als zu kurz, um den interessierten Bür-
gern eine realistische Chance auf ein Veto zu geben. Viele sehen darin ein Problem für 
zivilgesellschaftliche Gruppen, sich in der entsprechenden Zeit zu organisieren und fin-
den. Die Referendumsfrist solle vor allem an die Bedürfnisse ebendieser Akteure ange-
passt sein. Mehr deutschsprachige Bielerinnen und Bieler wollten sich in der Sache auch 
nicht so eindeutig entscheiden, wie ihre französischsprachigen Mitbewohnenden.  

Die Frage, ob der Stadtrat neu an Stelle der Stimmberechtigten über das Budget und 
die Steueranlage beschliessen soll und wenn ja, in welcher Vorgehensvariante, war ei-
nes von zwei Themen in der Themenliste, die die meisten Teilnehmenden materiell 
überforderten. So äusserten sich zu diesen Themen nur zwei vergleichsweise kleine 
Gruppen. In diesen gab es unterschiedliche sowie zum Teil auch gegensätzliche Ansich-
ten. Man kann grundsätzlich zwischen jenen unterscheiden, die sich auf die Wirkungs-
weise des politischen Delegationsprinzips verlassen und jene, die die Kontrolle über die 
Budgetprozesse grundsätzlich nicht aus der Hand geben wollen. Dabei spielt für die 
meisten mit dieser Haltung eher ein grundsätzliches Misstrauen gegenüber ihrer "Ent-
machtung" als Souverän eine Rolle, als die ebenfalls vorhandene Überforderung mit 
den Zahlen und Prozessen rund um Steueranlage und Budget. 

Die Pro-Argumente stellten denn auch Komponenten der Vereinfachung des Prozes-
ses, sowohl für die Stimmbevölkerung, als auch für die Mitglieder des Stadtrates in den 
Vordergrund. So fanden Teilnehmende, die Budget-Vorlagen seien ohnehin eher 
schwer verständlich, daher sei es einfacher, wenn diese nicht mehr anfallen würden. 
Zudem sind Manche der Ansicht, dass die Bieler Bevölkerung bisher nicht so gute 
Budget-Entscheide getroffen hat.  

Auf der anderen Seite würde der politische Prozess auch für Mitglieder des Stadtrates 
vereinfacht werden und dadurch auch eine Effizienzsteigerung in der Verwaltung statt-
finden. Viele finden auch, dass sich der Stadtrat besser mit Budget-Fragen auskenne 
und deshalb das Vertrauen in ihn und seine Kompetenzen dazu gerechtfertigt gross ist. 

Der Stadtrat entscheidet bei 

fakultativem Referendum für 

Budget und Steueranlage? 
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Die zahlreicheren Contra-Stimmen sehen hingegen keinen Bedarf an einer Änderung 
des Status Quo: Viele sind der Meinung, dass die obligatorische Abstimmung über das 
Budget bleiben sollte, da so die Bevölkerung die Kontrolle behalten und ihren Willen 
besser zum Ausdruck bringen könnte. Andere finden, dass man ohne Abstimmung 
nicht sieht, wie umstritten eine Budget-Vorlage ist, und dass auf die Initianten eines 
fakultativen Referendums viel organisatorischer Aufwand, im Sinne einer grossen An-
zahl an Unterschriften, die gesammelt werden müssten, anfalle. Viele stehen dem Vor-
schlag ebenfalls skeptisch gegenüber, weil der Steuersatz von der Budget-Frage ab-
hängt. Auch sind einige davon überzeugt, dass sich die Bevölkerung generell zum 
Budget äussern können möchte. Eine Votantin empfindet, das Budget sei zum Teil bes-
ser verständlich als andere Vorlagen. 

Stadtrat Abstimmung Budget: 

Man tut sich schwer, möchte aber die Kontrolle behalten

"Soll der Stadtrat neu an Stelle der Stimmberechtigten über das Budget und die Steueranlage beschliessen?"

pro contra

 für viele sind Budget-Vorlagen nicht 

verständlich

 die Bieler Bevölkerung hat bisher nicht so 

gute Budget-Entscheide getroffen

 die Mitglieder des Stadtrates kennen sich 

besser mit den Budget-Fragen aus

 eine Änderung würde den politischen 

Prozess vereinfachen

 eine Änderung wäre begrüssenswert, da 

das Vertrauen in den Stadtrat und seine 

Kompetenzen gross ist

 eine Änderung würde eine 

Effizienzsteigerung bedeuten

 es braucht keine Änderung, weil der 

Volkswille so besser ausgedrückt werden 

kann

 Budget-Abstimmung sollte bleiben, damit 

die Bevölkerung die Kontrolle darüber hat 

 ohne Abstimmung sieht man nicht, ob ein 

Budget-Vorschlag umstritten ist 

 ein fakultatives Referendum bräuchte 

eine grosse Anzahl an Unterschriften und 

Organisation

 der Steuersatz hängt davon und von den 

Einnahmen ab

 die Bevölkerung möchte sich zum Budget 

äussern können

 Budgetvorlagen sind zum Teil besser 

verständlich als andere Vorlagen
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Wenn es nun um die Frage geht, welcher Meinung sich die Teilnehmenden bezüglich 
des Budget-Referendums eher anschliessen würden, wird deutlich, dass sich eine Mehr-
heit gegen das fakultative Referendum stellt. Der Grossteil findet, dass die Bedeutung 
des Budgets als solches eine obligatorische Abstimmung rechtfertige. Nur ein kleiner 
Teil ist der Ansicht, dass die Stimmbevölkerung als Souverän durch ein fakultatives Re-
ferendum trotzdem noch genügend Einfluss bei Änderungen ausüben könne und so 
eine Entlastung bei den eher unbeliebten Vorlagen entstünde. 

3.5 Handlungsfähige, wirksame und nachhaltige 
Politik 

Bei der Verlängerung der Amtsdauern von Stadt-, Gemeinderat und Kommissionen wa-
ren die Teilnehmenden der Dialoggruppen eher geteilter Meinung. Zwar befürwortet 
ein grösserer Anteil längere Amtsdauern als die bestehenden vier Jahre. Eine ebenfalls 
erhebliche Anzahl der Teilnehmenden empfand eine vierjährige Amtsdauer jedoch als 
genau richtig. Die Befürwortenden der längeren Amtsdauer sahen in der Verlängerung 
insbesondere den Vorteil, dass Kontinuität in der Realisierung und Durchführung von 
Projekten besser gewährleistet würde, weil Amtsinhaberinnen und Amtsinhabern so 
mehr Zeit zur Verfügung stünde. Ein wesentliches Argument in diesem Kontext war, 
dass so anteilig weniger Amtszeit durch den Einsatz für die Wiederwahl verloren ginge.  

Die Kritikerinnen und Kritiker möchten die bestehende vierjährige Amtszeit erhalten, 
weil sie den Bürgerinnen und Bürgern mehr Einfluss gebe. Nicht zufriedenstellende Po-
litikerinnen und Politiker könnten rascher abgewählt werden. Zudem befürchten diese 
Teilnehmenden, dass nicht alle Gewählten bereit sind, sich so lange an ein Amt zu bin-
den und es deshalb zu vermehrten Rücktritten kommen könnte. 

Obligatorisches Referendum: 
Die politische Bedeutung des 

Budgets rechtfertigt eine 
Abstimmung durch die 

Stimmberechtigten.

weiss nicht/
keine Äusserung

Fakultatives Referendum: Der Souverän soll 
trotzdem noch Einfluss nehmen können über ein 

fakultatives Referendum, wenn es Änderungen gibt.

Bei Änderung Steueranlage und Budget:

fakultatives vs. obligatorisches Referendum

"Welcher der folgenden Meinungen können Sie sich eher anschliessen?"
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auf fünf oder sechs Jahre? 
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Die Frage, ob die Bieler Stadtordnung in Zukunft deutlich höhere Ausgabenlimiten für 
die Behörden vorsehen solle, sorgte bei einigen Teilnehmenden für Überforderung. Ins-
besondere schwierig erschien den Bielerinnen und Bielern die Vorstellung, welche kon-
krete Wirkung von den vorgeschlagenen Ausgabenlimiten von neu 10 bis 15 Millionen 
CHF ausgehen könne. Dieses Thema generierte denn auch in den beiden damit befass-
ten Gruppen am meisten Erklärungsbedarf zu Hintergrund und Konsequenzen.  

Von jenen, die sich äusserten, wurden unterschiedliche Argumente zur Erhöhung der 
Ausgabengrenzen formuliert. Für die Erhöhung sprachen gemäss einer Mehrheit dieser 
Teilnehmenden der vergrösserte Handlungsspielraum für die Stadt. Es würde es den 
Behörden erlauben, sich bei Notfällen, Grundstückkäufen oder ähnlichem finanziell frei 
bewegen zu können, zudem bestünde eine grössere Handlungsfähigkeit durch schnel-
lere Entscheide, weil unterhalb dieser Grenzen allenfalls das fakultative Referendum 
zum Tragen kommt. Dies gilt insbesondere für weniger komplexe Vorlagen, die nur we-
nig Stimmberechtige an die Urne locken, während gleichzeitig Parlamentarierinnen 
und Parlamentarier in diesen Fragen kompetenter entscheiden könnten. Grundsätzlich 
erzeugte das Thema hohes Verständnis für die dahinterstehende Problematik, gene-
rierte aber vor allem zusammen mit der Frage nach der Einführung eines fakultativen 
Referendums auffallend hohen Klärungsbedarf. 

Das einzige Argument, welches gegen eine Erhöhung eingebracht wurde, sei die tiefere 
Mitbestimmung der Bevölkerung und ihre so verringerte Möglichkeit, zu hohe Ausga-
ben zu verhindern. 

Lange Amtsdauern 
fördern die Kontinuität, 
Sachkompetenz und 
Verlässlichkeit in der 

Politik.

weiss nicht/
keine Äusserung

Kurze Amtsdauern 
beleben die 

Demokratie, die 
Bürger können 

häufiger so Einfluss 
auf die Politik nehmen.

Verlängerung Amtsdauer Stadt-, Gemeinderat und Kommissionen

"Welchem Argument neigen Sie eher zu und aus welchen Gründen? Gibt es weitere Gründe?"
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Die Thematik Ausgabenlimiten wurde verbunden mit einem Referendum für eine be-
stimmte Anzahl Stadtratsmitglieder gegen Ausgabenbeschlüsse des Gemeindesrates. 
Diese Reform bedeutet juristisches Neuland und generierte in der Folge ebenfalls sehr 
hohen Klärungsbedarf von Seiten der Stadtschreiberin. Beide Vorlagen sind nicht 
selbsterklärend und eignen sich ausschliesslich in dieser Form des fachlich unterstütz-
ten Dialogformates für den Einbezug der Einwohnenden. 
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für Erhöhung, damit 
sich Biel frei bewegen 

und entfalten kann (z.B. 
bei Notfällen, 

Grundstückkäufen etc.)

für Erhöhung, wegen grösserer 
Handlungsfähigkeit und 
schnellerer Entscheide

für Erhöhung, wegen 
tiefer

Stimmbeteiligungen und 
komplizierter Vorlagen

für Erhöhung, weil Parlamentarier 
und Experten besser darüber 

verfügen können

weiss nicht/
keine Äusserung

gegen Erhöhung, weil 
BürgerInnen so weniger 

mitbestimmen können und zu 
hohe Ausgaben verhindern 

können

Anpassung und Vereinfachung der Ausgabenzuständigkeiten:

Erhöhung Ausgabengrenzen ist mehrheitlich anerkannt

"Finden Sie es sinnvoll, wenn in der neuen Stadtordnung die Ausgabengrenzen angepasst und vereinfacht 

werden, oder sind Sie eher dafür, dass die Ausgabelimiten für die Behörden auf dem bestehenden 
(niedrigen) Niveau verbleiben?"
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Fokusgruppe
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weiss nicht/
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Äusserung

Ablehnung

‘Fakultatives Referendum’ auf Stadtrat-Ebene
"Soll für bestimmte Ausgabenbeschlüsse des Gemeindesrats in dem Sinn eine Art „fakultatives Referendum“ 

des Stadtrats gelten?

Fokusgruppen
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Die Einführung eines ‘fakultativen Referendums’ auf Stadtrat-Ebene für bestimmte 
Ausgabenbeschlüsse würde ein Novum bedeuten, das nach Klärung durchaus Anklang 
bei ungefähr der Hälfte der Teilnehmenden der Bieler Dialoggruppen fand.  

Zwischen den beiden Sprachgruppen unterscheidet sich der Anteil der Zustimmung 
dazu kaum, obwohl die Argumente andere sind. So sieht die französischsprachige Dia-
loggruppe vor allem in der besseren Selbstkontrolle der Gewalten einen Nutzen (die 
Selbstkontrolle wird vergrössert) und das Checks and Balances-System um ein neues 
Element erweitert.  

Die deutschsprachige Gruppe sah das fakultative Referendum auf Stadtrat-Ebene da-
gegen eher als Notbremse für bestimmte Ausgaben an. Die deutschsprachige Sprach-
gruppe lehnt den Vorschlag allerdings deutlich stärker ab als die französischsprachige 
Dialoggruppe: Während erstere eher das Problem sah, dass Minderheiten durch dieses 
Instrument den politischen Prozess stören oder sogar blockieren könnten, sorgte sich 
Letztere vor allem um die dadurch ausgelöste Stärkung der Legislative, die aus ihrer 
Sicht das politische Gleichgewicht zwischen Exekutive und Legislative stören könne.  

Grafik 16 

 

Beim Thema "Einführung einer stadteigenen Schuldenbremse", sind sich die Sprach-
gruppen keineswegs einig. Während die französischsprachige Dialoggruppe mit einer 
deutlichen Mehrheit für die Einführung einer solchen votierte, weil sie das Prinzip der 
Schuldenbremse als etabliert ansah und sie künftigen Generationen keinen Schulden-
berg vererben möchte, stand die deutschsprachige Gruppe fast geschlossen dagegen. 
Sie befürchtete einen Verlust der Entwicklungsdynamik Biels durch eine starre und au-
tomatische Schuldenbremse, die keine inhaltlichen Entscheidungsspielräume mehr 
liesse. Allenfalls konnte man sich für eine befristete Variante der Schuldenbremse er-
wärmen, die in Notfällen ausgesetzt werden könne. 

Deutschsprachige
Fokusgruppe

Französischsprachige
Fokusgruppe

Zustimmung

unent-
schieden/
keine
Äusserung

Ablehnung

Stadteigene Schuldenbremse: Dynamik erhalten
"Sollte mit dem Ziel eines langfristig ausgeglichenen Haushaltes die Stadt Biel zusätzlich eine stadteigene 

Schulden- oder Ausgabenbremse einführen oder reichen die bereits bestehenden gesetzlichen 
Beschränkungen oder sollten die gewählten Organe hier verantwortlich sein?"

Fokusgruppen
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Grafik 17 

 

Das Thema Ämterkumulation ist in Biel kein neues Thema. Einige Teilnehmende waren 
sich bewusst, dass die Bürgerschaft die Ämterkumulation bereits einmal verworfen 
hatte. Die Frage scheidet erneut die Sprachgruppen.  

Die französischsprachige Dialoggruppe war mehrheitlich dafür, dass Bieler Gemeinde-
räte in Zukunft auch in den grossen Rat des Kantons Bern oder in das Bundesparlament 
Einsitz nehmen dürfen. Sie gewichten die Meinung hoch, dass Biel auch auf höheren 
politischen Ebenen vertreten sein sollte. Ein Votum in der französischsprachigen 
Gruppe artikulierte dagegen die Angst, dass sich durch die Ämterkumulation eine 
"classe politique" bilden könnte, bei der auf sämtlichen Ebenen stets nur dieselben Po-
litikerinnen und Politiker anzutreffen wären. Grundsätzlich wird aber in dieser Gruppe 
der Gedanke einer optimaleren Vernetzung der Interessen von Biel und ihrer sozialen 
und kulturellen Besonderheiten höher gewichtet.  

Die deutschsprachige Dialoggruppe findet hingegen, dass das Gemeinderatsamt be-
reits hoch bezahlt ist und sich die Mitglieder deshalb ausschliesslich darauf fokussieren 
sollten. Eine Person kritisiert eine Ämterkumulation, weil diese dann auch für doppel-
ten Lohn stehe, ohne dass man wissen könne, was für Biel de facto dabei herausschaue. 
Eine bessere Vernetzung lässt sich aber aus Sicht der Teilnehmenden auch auf anderen 
Kanälen erreichen. Sie müsse auch nicht zwangsläufig durch die Repräsentanten des 
Gemeindesrates erfolgen.  

Zudem befürchten einige Teilnehmende in beiden Gruppen, dass es bei einer Ämterku-
mulation schwierig werden könnte, die Sachgeschäfte aus mehreren Ämtern sachge-
recht zu vertreten und ihnen nachgehen zu können. Schliesslich fällt einer Person auf, 
dass Biel mit der geltenden Beschränkung auf ein Amt einen Ausnahmefall darstelle 
und eine weitere Person bringt die Variante auf, dass man die Erlaubnis für die Ämter-
kumulation auf einzelne oder höchstens zwei Gemeinderäte zur selben Zeit beschrän-
ken könnte. Durch die Auswahl etwa entlang des Anciennitätsprinzips könne ein Kom-
promiss zwischen den rivalisierenden Erwartungen an das Amt hergestellt werden. 

Deutschsprachige
Fokusgruppe

Französischsprachige
Fokusgruppe gegen

Ämterkumu-
lation

weiss nicht/
keine
Äusserung

für
Ämterkumu-
lation

Verbot Ämterkumulation Gemeinderat
"Heute ist es so, dass die Stadtordnung den Mitgliedern des Gemeinderats nicht nur Nebenbeschäftigungen, 

sondern auch die Mitgliedschaft im Bundesparlament oder im Grossen Rat des Kantons Bern verbietet. Wir 
haben Ihnen zu dieser Regelung ein paar Argumente aufgelistet, die Sie diskutieren können. Sie können auch 
frei von diesen Argumenten Ihre Meinung sagen"

Fokusgruppen
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3.6 Vertrauen in Politik und Behörden 

Die Offenlegung von Interessenbindungen wird von den meisten Teilnehmenden über-
stützt, jedoch von Vielen nur unter der Bedingung, dass diese nicht zu weit reichen. Die 
Privatsphäre der Gemeinde- und Stadtratsmitglieder soll geschützt sein. Dabei sollen 
vornehmlich Informationen zu politisch relevanten Verbindungen und keine privaten 
Aktivitäten im Vordergrund stehen. Weitere Teilnehmende möchten wissen, welche 
Organisationen von den politischen Ämtern ihrer Mitglieder profitieren. Eine Person ar-
gumentiert, dass die geltende Regelung der Nicht-Offenlegung eigentlich ein fakti-
scher Widerspruch zum Verbot sei, Ämter zu kumulieren. Sie begründet, dass viele po-
litische Repräsentanten zwar in Verwaltungsräten Einsitz nehmen könnten, aber keine 
anderen Legislativmandate. Es sei weniger schlimm, wenn jemand in einem anderen 
Parlament sitze, als wenn er "heimlich" in einem Verwaltungsrat sei. 

Grafik 18 

  

Ein kleinerer Anteil der Teilnehmenden steht dem Vorschlag der Offenlegung eher 
skeptisch gegenüber, da zum einen die Ansicht vorherrscht, dass in dem übersichtli-
chen Biel kein Transparenzproblem bestünde. Zum anderen wird befürchtet, dass ein 
Register oder ähnliches zu mehr Misstrauen gegenüber und unter den Gewählten füh-
ren würde. Eine Person, die eher unsicher bezüglich dieser Thematik war, äusserte, dass 
sie lieber nicht mehr Transparenz hätte, da dies die Wahlen für sie komplexer machen 
würde. 

ja, für Offenlegung der 
Interessen, wegen der 

Transparenz (aber 
unter der Bedingung 

des 
Privatsphärenschutzes)

ja, für Offenlegung der Interessen, 
weil man so weiss, welche 

Organisationen davon profitieren

weiss nicht/
keine Äusserung

nein, gegen Offenlegung der 
Interessen, weil dies die 
Wahl komplexer macht

nein, gegen 
Offenlegung der 

Interessen, weil dies 
Misstrauen schürt

nein, gegen Offenlegung der 
Interessen, weil dies kein 

Problem ist

Für die Offenlegung von Interessen
"Soll eine Regelung über die Offenlegung von Interessenbindungen, z.B. in Form eines öffentlichen 

Registers, eingeführt werden?"

Fokusgruppen
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Grafik 19 

 

Bei der Festschreibung der Ombudsstelle in die neue Stadtordnung waren die Teilneh-
menden geteilter Meinung: Einige finden die Idee der Ombudsstelle zwar gut, möchten 
sie aber im Gegensatz zu anderen nicht in der neuen Stadtordnung festgeschrieben se-
hen. Weitere Teilnehmende finden andere Konzepte zur Information und Mediation 
geeigneter als die Ombudsstelle, wie beispielsweise die Einrichtung fixer Fragestunden 
beim Stadtrat, beim Stadtpräsidenten oder eine Internetseite mit politischen Informa-
tionen über die Stadt Biel. Zudem befürchteten einzelne, dass eine Ombudsstelle hohe 
Kosten mit sich führen würde.  

Für die Einführung einer Ombudsstelle sprach, dass damit eine Anlaufstelle geschaffen 
werden würde, an die sich Stimmberechtigte bei politischen Fragen wenden könnten 
und die als Mediationsstelle zwischen den Bürgerinnen und Bürgern und der Stadt auch 
in ganz anderen Bereichen, wie etwa dem Wohnungsmarkt oder im Gesundheitswesen 
vermitteln könnte. Weitere Vorteile, die in einer Ombudsstelle gesehen wurden, waren 
zum einen Kostenersparnis, da damit weniger Berufungsverfahren nötig würden. Zum 
anderen wurde darauf hingewiesen, dass sich die Bevölkerung durch Mediation besser 
verstanden fühlen würde, weil Dinge ohne Mühe angegangen und Dialoge einfacher 
eröffnet werden könnten. Ein Votum wies darauf hin, dass die Bevölkerung eine Medi-
ation einleiten können sollte. 

  

Einführung Ombudsstelle
"Sehen Sie einen Gewinn in einer Ombudsstelle oder ist die Einführung eher unnötig. Was kommt Ihnen 

spontan in den Sinn, wenn es um eine Ombudsstelle geht, wo wäre sie nötig?"

pro contra

 es wäre gut, wenn es eine Anlaufstelle für 

politische Fragen gäbe (für 

Stimmberechtigte)

 es braucht Mediation, um zw. den Bürgern 

und der Stadt zu vermitteln (z.B. bei 

finanziellen Anliegen etc.)

 gute Idee, sollte aber nicht in der 

Stadtordnung festgeschrieben werden

 Ombudsstelle sollte als Instrument in der 

neuen Stadtordnung sein

 Mediation würde Kosten von 

Berufungsverfahren einsparen

 durch Mediation würde sich die Bevölkerung 

besser verstanden fühlen

 Mediation würde es erlauben, Dinge 

einfacher anzugehen und einen Dialog zu 

eröffnen

 anstelle einer Ombudsstelle könnte man 

andere Konzepte errichten (z.B. 

Fragestunden mit dem Stadtrat, Online)

 Kosten

 der Stadtpräsident sollte (weiterhin) die 

Anlaufstelle für die Bevölkerung sein
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3.7 Die Reformprioritäten der Dialoggruppen 

Die Teilnehmenden der Dialoggruppen wurden vor und nach der Diskussion gebeten, 
eine erste, zweite und dritte Priorität über alle diskutierten Themen zu legen. Damit 
wurde überprüft, ob und welchen Einfluss die Diskussion auf die wahrgenommene 
Wichtigkeit der Themen hatte. 

 

Grafik 20 

 

Eine starke Kontinuität in der Prioritätensetzung ist insbesondere bei den deutschspra-
chigen Dialoggruppen festzustellen, bei denen die politische Partizipation unverändert 
an vorderster Stelle steht. Dies ist an der Befürwortung der Schaffung neuer Mitwir-
kungs-Instrumente für Nicht-Stimmberechtigte, der Förderung der Mitwirkung der 
Stimmberechtigten und allgemein neuer Mitsprachemöglichkeiten im Lokalen unab-
hängig von Stimmrecht abzulesen. Mehr Transparenz von Seiten der Politikerinnen 
und Politiker sowie Kontinuität in der Politik sind ebenfalls Anliegen, die vor und nach 
der Diskussion als wichtig erachtet werden.  

Nur bei einem Thema gab es eine Prioritätenänderung vor und nach der Diskussion: Die 
Forderung nach der Vereinfachung der Ausgabenzuständigkeiten ist in der Priorisie-
rung der Thematik des fakultativen Referendums für das Budget und die Steueranlage 
gewichen. Dieses Thema hat durch die Diskussion, aber auch die Klärungen rund um 
die offenen Sachfragen klar an Relevanz zugelegt.  

  

Reformprioritäten vor und nach 

der Diskussion 
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Grafik 21 

 

Im Vergleich zu den deutschsprachigen Gruppen, haben sich die Prioritäten der franzö-
sischsprachigen Gruppen im Verlaufe der Diskussion stärker verändert: Zu Beginn der 
Diskussion in den französischsprachigen Gruppen hatte die Förderung der politischen 
Mitwirkung von Leuten, die schon lange hier leben aber kein Stimmrecht besitzen, an-
teilsmässig am meisten Priorität: Nach der Diskussion stand auch für diese Einwohnen-
den französischer Sprache die niederschwellige Partizipation an oberster Stelle. Sie er-
achten die Partizipation im Lokalen (Quartiermitwirkung) als am wichtigsten, die 
Schaffung spezifischer Instrumente zur Förderung der politischen Mitwirkung Nicht-
Stimmberechtigter rückt an die zweite Stelle. 

Im Gegensatz zu den deutschsprachigen Gruppen, werten die französischsprachigen 
die Themen rund um die Finanzen der Stadt höher. Vor wie nach der Diskussion wün-
schen sie sich mehr Finanzdisziplin durch Ausgaben- oder Schuldenbremsen. Etwa 
gleich rangiert wird die Forderung nach Transparenzvorschriften für Politikerinnen und 
Politiker, wie auch die Förderung der Stimmbeteiligung. Ähnlich wie in den deutsch-
sprachigen Gruppen hat das Thema des fakultativen Referendums für das Budget und 
die Steuerlage wahrscheinlich auch aufgrund des klärenden Effekts der Diskussion an 
Bedeutung gewonnen.  

Hohe Bedeutung für grosse Gruppen aus beiden Sprachhintergründen hatten in den Di-
aloggruppen Fragen der Integration und der aktiven Teilhabe von Stimmbürgern, aber 
auch die politische Mitwirkung von Nicht-Stimmbürgern sowie die Forderung nach 
Transparenzregeln für Politiker. 

Ein Votum wies darauf hin, dass die niedrige Beteiligung insbesondere auch an Abstim-
mungen über Budgetprozesse eine Konsequenz der materiellen Überforderung sei, die 
im Gespräch mit allen vier Gruppen immer wieder aufkam. Als Idee formulierte eine 
Person die sog. "vote blanc", die man als Zeichen dafür in die Urne einlegen kann, dass 
man den Abstimmungsgegenstand inhaltlich nicht verstanden hat und deshalb keine 
Entscheidung fällen konnte. Dieses Votum bekam in der entsprechenden Gruppe star-
ken Zuspruch.  

Die "vote blanc":  

Vorlage nicht verstanden 
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4 Die Ergebnisse aus der 
Online-Impulsbefragung 

4.1 Wichtigkeit der Bürgerbeteiligung an der 
Revision der Stadtordnung 

In einer separaten Kurzumfrage konnten sich zusätzlich zum strukturierten Dialogfor-
mat und zur repräsentativen Befragung diejenigen Bielerinnen und Bieler äussern, die 
sich gerne niederschwellig zum Thema "Totalrevision der Stadtordnung" einbringen 
wollten, aber nicht zu den Gezogenen der Stichprobe gehörten. Die Online-Impulsum-
frage stand allen Einwohnenden ohne Beschränkung offen und wurde weder gewichtet 
noch quotiert. Sie misst im sprichwörtlichen Sinne den Puls in der Stadt Biel als Takt-
geber für die grundsätzliche Stossrichtung der Bürgerbeteiligung und gibt Impulse für 
den gesellschaftspolitischen Hintergrund, vor dem die Erneuerung der Stadtordnung 
stattfindet. 

Grafik 22 

 

Sowohl die Beteiligung von 578 Mitmachenden, als auch die 92 Prozent, für die es wich-
tig ist, dass sich Bürgerinnen und Bürger zur Stadtordnung einbringen können, macht 
deutlich, dass die neue Verfassung bei diesen Mitmachenden sprachgruppenübergrei-
fend ein hohes Interesse geniesst.  

4.2 Ansprüche und grösster Wunsch an Biel 

Die grösste Zustimmung erhalten auch in der Online-Umfrage die Aspekte, die bereits 
in der Einführungsrunde der Dialoggruppen den Austausch stark geprägt haben, als es 
um Wünsche an und für Biel ging. An vorderster Stelle wünscht sich die grösste Gruppe 
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Deutsch Französisch

unwichtig

keine Angabe

wichtig

Wichtigkeit Beteiligung Bürger bei Stadtordnung nach 

Sprache
"Finden Sie es wichtig, dass die Bürger und Bürgerinnen sich zur Stadtordnung einbringen können, oder finden 

Sie das unwichtig?"

in % Bielerinnen und Bieler

 gfs.bern, Impulsumfrage Totalrevision der Stadtverordnung, Januar 2018 (N = 578), sig.

Das Stadtbild, ein besseres 

Image von Biel und der Verkehr 

bewegen… 
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der Mitmachenden gute Bildungsangebote für Kinder und Erwachsene, sodann den Er-
halt und Ausbau des grünen Stadtbildes, das als Spezifikum an Biel geschätzt wird. Das 
Thema Verkehr resp. die Verbindung von privaten mit öffentlichen Verkehrslösungen 
nimmt darüber hinaus für 44 Prozent einen eigenen Raum bei den beteiligten Bielern 
und Bielerinnen ein –egal ob sie von der Seite des privaten oder von Seiten des öffent-
lichen Verkehrs herkommend diesen Punkt nennen. Den Verkehr als eigenen Themen-
schwerpunkt mit Blick auf eine verbesserte Situation für den privaten Verkehr referen-
zieren zusätzlich 4 Prozent, weitere 2 Prozent weisen den Verkehr als Thema aus. Ein 
gleich wichtiges Anliegen ist für 44 Prozent der kulturelle Freiraum, der geschätzt wird 
und möglichst ausgebaut werden soll.  

Schliesslich ist aber auch die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Biel ein Bedürfnis, 
das später in der repräsentativen Befragung wieder aufscheint, wenn es um den 
Wunsch nach mehr Arbeitsplätzen geht. Mit 42 Prozent wünscht sich eine relativ grosse 
Gruppe Biel als attraktiven Wirtschaftsstandort, ein grösseres Angebot an bezahlbaren 
Wohnungen (36 Prozent). 

Eine striktere Integration von Ausländern wünscht sich mit 34 Prozent ein gutes Drittel 
der Mitmachenden, 33 Prozent optieren für eine familienfreundlichere Stadt. Für 31 
Prozent der Teilnehmenden an dieser Online-Impulsbefragung sollte Biel autofreier 
sein. Für 27 Prozent wäre wichtig, dass die Steuern gesenkt werden, ein Viertel der on-
line Mitmachenden wünscht sich weniger Bürokratie. 22 Prozent wünschen sich mehr 
Sicherheit und Polizei im öffentlichen Raum. Daneben formulieren nur noch kleinste 
Gruppen unterschiedliche Erwartungen an das Stadtbild, Infrastruktur zu Freizeit und 
Hobbies, die Zweisprachigkeit, zu demokratischen Aspekten. Je 1 Prozent wünscht sich 
einerseits eine bessere Integration von Ausländern, andererseits weniger Ausländer. 
Ein weiteres Prozent spricht das Gewerbe als Thema an. 

Die Wünsche der französischsprachigen Bielerinnen und Bieler sind etwas materieller 
geprägt als jene der deutschsprachigen Einwohnenden. Etwas deutlicher wünschen 
sich französischsprachige Bielerinnen und Bieler mehr bezahlbare Wohnungen, mehr 
Arbeitsplätze, eine familienfreundlichere Stadt oder Steuersenkungen. Deutschspra-
chige Bielerinnen und Bieler referenzieren etwas deutlicher auf ein autofreies Biel, gute 
Bildung und Grünflachen sowie weniger Bürokratie. Grundsätzlich priorisieren aber 
beide Sprachgruppen gleich und verbinden beide Gruppen eher als sie sie trennen. 

Grafik 23 
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Werden diese Ansprüche nochmals auf den grössten Wunsch verdichtet abgeholt, steht 
die Aufwertung des Stadtbildes im Vordergrund, die auch schon in den Fokusgruppen-
gesprächen viel Raum einnahm. Für 23 Prozent ist dies das grösste Anliegen an die 
Stadt Biel. Für je 16 Prozent steht einerseits eine Veränderung der Politik und der Stadt-
verwaltung im Vordergrund, andererseits soll das Image von Biel erhalten und verbes-
sert werden. 12 Prozess wünschen sich eine bessere Politik und Verwaltung oder 
schlicht andere Politikerinnen und Politiker. Jene, die auf die Politik und die Stadtver-
waltung rekurrieren, verstehen darunter konkret eine bessere Gestaltung des Politik-
prozesses, mehr Mitwirkungsmöglichkeiten oder Beteiligungsmöglichkeiten von Be-
wohnerinnen und Bewohnern, (neue) politische Ideen, eine bessere Verwaltung oder 
Beamte. Sie assoziieren damit aber auch die Verbesserung der finanziellen Situation 
der Stadt, Steuersenkungen, mehr Sicherheit oder weniger Polizei(gewalt). Auf Politik 
und Verwaltung werden in diesem Sinn die unterschiedlichsten Wünsche projiziert. 

Weitere 12 Prozent wünschen sich mindestens den Erhalt, wenn nicht sogar die Auf-
wertung der Grünflächen der Stadt.  

Für je 11 Prozent soll die Zweisprachigkeit bewahrt oder verstärkt werden, etwa über 
mehr Bildung oder Früh-Förderung von Zweisprachigkeit, die Gleichberechtigung von 
Deutsch und Französisch, mehr Austausch und zweisprachige kulturelle Angebote. Die 
Betonung auf Förderung kultureller Angebote oder gesellschaftlicher Veranstaltungen 
("Biel als Kulturstadt"), die Förderung sportlicher Angebote, günstigere Preise für Frei-
zeit-Angebote oder im Gegensatz dazu weniger Förderung von Kultur steht für gleich 
viele Menschen im Zentrum. 

 

Grafik 24 

 

Für je 9 Prozent ist der grösste Wunsch an Biel, den Wirtschaftsstandort attraktiver zu 
gestalten und zu fördern, Innovationen zu entwickeln, sie allenfalls mit mehr Umwelt-
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und einen weniger industriegeprägten Standort. 
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Je 7 Prozent sehen ihren grössten Wunsch im Bereich Multikulturalität und Soziales, 
d.h. der Förderung von Bildungs- und Kinderbetreuungseinrichtungen oder besseren 
Bildungsangeboten durch ausgeprägte Investitionen in diesen Bereich und eine bessere 
Ausstattung von Bildungsstätten und (subventionierten) Krippenplätzen.  

Im Bereich Soziales ist konkret die Rede von der Förderung sozialer Einrichtungen und 
Projekte, mehr sozialer Sicherheit, weniger Sozialausgaben, einer besseren gesund-
heitlichen Versorgung. Bei der Multikulturalität steht einerseits das Zusammenleben 
im Zentrum, die Förderung der Multikultur, die bessere Integration und Förderung von 
Integrationsprojekten. Andererseits gehen die Bedürfnisse zu diesem Thema in Rich-
tung weniger Ausländer und weniger Multikulturalität. Zusätzliche 6 Prozent wünschen 
sich explizit weniger Sozialausgaben. 

Erneut spielt das Thema Verkehr in der Bedürfnisstruktur eine gewichtige Rolle. So ist 
der Westast als grosses Verkehrsprojekt der Stadt Biel mindestens ein so grosses 
Thema wie Bildung, Kinderbetreuung, Soziales und Multikulturalität. Hinzu kommen 5 
Prozent, die sich allgemeine Verkehrsverbesserungen wünschen, 4 Prozent wünschen 
sich gezielt mehr öffentliche Begegnungszonen, die einen Erhalt und Ausbau, die an-
deren den Abbau des Autoverkehrs in Biel. 

Damit zentrieren sich die Hauptwünsche an und für Biel auf die Bereiche Stadtbild und 
Image von Biel, Stadtpolitik, Wirtschaftsstandort, Soziales, Kultur und Bildung sowie 
Umwelt und Verkehr. 

4.3 Haltungen zur Stimmbeteiligung 

Dieser Befund setzt sich bei den Haltungen der Sprachgruppen zur grundsätzlichen 
Frage der Stimmbeteiligung fort. Die Bielerinnen und Bieler aus der Online-Impulsum-
frage sind sich einig, dass die Entscheidung abstimmen zu gehen, Sache des jeweils ein-
zelnen Bürgers ist und ungenügende "Stimmpräsenz" keineswegs zu einem staatlichen 
"Nudging" führen sollte. 60 Prozent gegenüber einem guten Drittel werten das Stim-
men als Privatentscheid.  

Konsequenterweise können auch nur 41 Prozent dem Stimmzwangmodell aus Schaff-
hausen positive Seiten abgewinnen, während die relative Mehrheit von 54 Prozent sich 
sehr oder eher dagegen ausspricht. 

Ganz in Übereinstimmung mit der Dynamik in den Dialoggruppen können schliesslich 
auch nur 24 Prozent sich für die Vermittlerarbeit und die entsprechende Rolle von Par-
teien erwärmen. Eine klare Mehrheit von 63 Prozent zeigt sich skeptisch, wenn es da-
rum geht, dass Parteien zu diesem Zweck gefördert werden sollen. 

Mit anderen Worten: Mehr Teilnehmende an der Online-Impulsfrage würden sogar 
noch den Stimmzwang einer Förderung von Parteien vorziehen.  

Schliesslich setzt die Online-Impulsumfrage die Logik aus den Dialoggruppengesprä-
chen fort, wenn es um Integration versus Begrenzung der politischen Mitgestaltung 
ausschliesslich auf Stimmberechtigte geht.  

So wollen jeweilige Mehrheiten von rund drei Viertel der Teilnehmenden Einwohnende 
ohne Stimmrechtsausweis in die Gestaltung des Wohnquartiers einbeziehen. 64 resp. 
73 Prozent erklären sich mehr oder weniger damit einverstanden, dass Menschen, die 
in Biel leben und Steuern zahlen, ab einer Mindestanzahl dem Parlament Anliegen z.B. 
in Form von Petitionen überreichen dürfen und sich auf diese Weise niederschwellig in 
die politische Gestaltung einbringen können. 

Umfassendere Bildung und 

Betreuung sowie die Pflege der 

Multikultur als zentrale Werte 

Der Westast beschäftigt, aber 

nicht nur 

Die Stimmbeteiligung kann 

erweitert, aber nicht belohnt 

werden 
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Grafik 25 

 

Demgegenüber teilen 39 resp. 40 Prozent der Stimmbürger und -bürgerinnen die Auf-
fassung, man solle die politische Mitbestimmung auf die Stimmberechtigten beschrän-
ken. 57 und 56 Prozent zeigen sich eher nicht oder gar nicht einverstanden mit dieser 
expliziten Beschränkung der politischen Teilhabe. 

Damit stützt die Online-Impulsumfrage wesentliche Befunde aus den Dialoggruppen-
diskussionen und hier insbesondere die hohe Präferenz für Partizipation. In diesen Di-
mensionen setzt sich dies zudem wesentlich auch in den Ergebnissen der nachfolgend 
dargestellten Repräsentativumfrage fort. 

Grafik 26 
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5 Die Ergebnisse der 
repräsentativen Umfrage  

5.1 Wünsche und Erwartungen der Bielerinnen 
und Bieler  

Die repräsentative Umfrage erfasste ähnlich wie die Online-Impulsumfrage zunächst 
einmal die wichtigsten Wünsche an und für Biel. Sie zeigt vergleichbare Schwerpunkte 
wie die Online-Umfrage und die Dialoggruppen in den Forderungen nach der Förde-
rung der Zweisprachigkeit und dem Wunsch nach mehr Bildungsinvestitionen. Die 
grösste Gruppe von 87 Prozent jedoch wünscht sich in erster Linie mehr Arbeitsplätze, 
gefolgt vom Wunsch nach Förderung der Zweisprachigkeit mit 84 Prozent und mehr 
Bildungsinvestitionen (83 Prozent) sowie dem Wunsch, das Image der Stadt Biel solle 
verbessert werden (83 Prozent) und dem Wunsch nach mehr Grünflächen (83 Prozent).  

Für rund drei Viertel der Einwohnenden besteht ein weiterer Wunsch im besseren Dia-
log zwischen Bürgern und Verwaltung (76 Prozent), 74 Prozent wünschen sich die För-
derung des Kultur- und Freizeitangebotes und 69 Prozent wünschen sich weniger Bü-
rokratie, eine verständlichere Politik und 68 Prozent explizit eine bessere Sozialpolitik. 
Für gleich viele Bielerinnen und Bieler ist die Integration von Ausländerinnen und Aus-
ländern ein Anliegen. 

Für 62 Prozent stehen Steuersenkungen im Vordergrund, 61 Prozent votieren für ein 
besseres Angebot im öffentlichen Verkehr. Erst nach diesen Prioritäten haben je 59 
Prozent mehr Sicherheit, eine aktivere Wirtschaftspolitik und die Förderung der Multi-
kultur im Blick. 

Im Gegensatz zu diesen relativen Mehrheiten der Bevölkerung, wünscht sich eine Min-
derheit von 48 Prozent, Biel zu erhalten, wie es ist, 43 Prozent optieren für eine stren-
gere Ausländerpolitik. Dies sind etwa gleichviel, wie jene 42 Prozent, die sich mehr Frei-
heit für den Privatverkehr wünschen und schliesslich wünscht sich die kleinste Einwoh-
nendengruppe von 39 Prozent weniger Sozialhilfe. 

Damit zeigen sich mit den Themen Arbeit, Bildung, Zusammenleben der Sprachgrup-
pen und Stadtbild resp. Image der Stadt klare und ähnliche Prioritäten wie in den bei-
den qualitativen Zugängen. Zwar war das Thema Arbeitsplätze und die Zukunft des 
Standortes Biel auch in den Dialoggruppen ein Thema, es rangierte aber in der Bedeu-
tung gleich hoch mit den Themen, die nun auch in der repräsentativen Befragung wie-
der auf der öffentlichen Agenda erscheinen. Im Gegensatz zu den Dialoggruppen stel-
len die Teilnehmenden der repräsentativen Befragung das Thema Arbeitsplätze zu-
oberst auf die Agenda der Einwohnerschaft. Die Forderung wird allerdings nicht in glei-
chem Ausmass mit der Forderung nach einer aktiveren Wirtschaftspolitik verbunden. 
Vielmehr rangiert diese mit deutlichem Abstand sehr viel weiter unten auf der Prioritä-
tenliste der Einwohnenden von Biel. 

Klare Forderungen an die Politik zeigen sich eher dort, wo man sich eine "bürgernähere" 
Verwaltung wünscht, eine stärkere Vermittlung der Politik, weniger Bürokratie, dafür 
aber Verbesserungen in der Sozialpolitik. Diese Punkte werden noch vor der Integration 
von Ausländern, Steuersenkungen (!), mehr Sicherheit oder einem besseren ÖV-Ange-
bot genannt. 
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Grafik 27 

 

5.2 Die Zweisprachigkeit als Dauerprojekt 

Mit 65 Prozent zeigen sich fast zwei Drittel der Einwohnenden einverstanden mit einer 
konsequenten Einhaltung der Zweisprachigkeit. Hinzu kommen 19 Prozent die "eher 
einverstanden" sind, die Zweisprachigkeit konsequent auf allen Dokumenten, Stras-
senschildern und Verwaltungsstellen einzuhalten. Damit besteht in der Frage, wie die 
Zweisprachigkeit in Biel gelebt werden soll, ein auffallend hoher Konsens. 

Drei Viertel sind denn auch mehr oder weniger stark überzeugt, dass die deutschspra-
chigen Bielerinnen und Bieler die französischsprachigen Mitbewohnenden respektie-
ren. Ein Sechstel stimmt nicht überein mit dieser Ansicht. Dies wird sekundiert von 21 
Prozent, für die die Zweisprachigkeit in Bieler eher oder gar nicht gelebt wird. Für die 
Mehrheit von 74 Prozent der Einwohnenden gehört sie dagegen zum Alltag. 
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Die Dialoggruppengespräche dienten uns – wie eingangs erwähnt – als Inputgeber für 
die Fragen an den repräsentativen Ausschnitt aus der Bevölkerung. Da auch hier die 
Zweisprachigkeit ein Thema von intensiver Bedeutung war, fielen in der Diskussion 
recht konkrete Aussagen zum zweisprachigen Alltag von Biel. Diese sind deutlich um-
strittener. So stimmt exakt die Hälfte der Bevölkerung dem Argument zu, Zweispra-
chigkeit sei auch bei Behördengängen eine tägliche Herausforderung für die Romands 
und Romandes. Ein Viertel der Einwohnenden kann sich hier weder für oder gegen das 
Argument entscheiden, während ein weiteres Viertel der Bielerinnen und Bieler mit die-
ser Aussage eher oder gar nicht einverstanden ist. 

Dem Argument Deutschsprachige hätten es einfacher einen Arbeitsplatz zu finden, 
schliesst sich mit 47 Prozent eine relative Mehrheit an, 22 Prozent sind nicht einverstan-
den mit der Aussage und mit 31 Prozent sind deutlich mehr unentschlossen. 

Nur noch minderheitlich unterstützt wird schliesslich das Argument, Deutschsprachige 
seien bei Abstimmungen stets in der Mehrheit und bestimmten daher die Resultate. 
Dennoch schliessen sich immerhin 46 Prozent der Bielerinnen und Bieler dieser Ansicht 
an. Ein Fünftel wendet sich gegen diese Aussage und ein gutes Drittel kann sich nicht 
entscheiden.  

Diese drei letzten Aussagen wurden mehrheitlich in den französischsprachigen Grup-
pen verhandelt und tatsächlich sind es die Romand(e)s, die allen drei Argumenten über-
proportional zustimmen. Sie werden sekundiert von jeweils überdurchschnittlich mehr 
Bielerinnen und Bielern ohne Stimmrechtsausweis und Einwohnenden mit tiefer Bil-
dung. Bürgerinnen und Bürger mit diesem sozio-demographischen Profil sind konse-
quenterweise überproportional weniger einverstanden mit der Aussage, das Zusam-
menleben der beiden Sprachgruppen sei durch gegenseitigen Respekt gekennzeich-
net. 

5.3 Eine Präambel für die Stadtordnung 

Eine Präambel erscheint in der repräsentativen Befragung ähnlich wie in den Dialog-
gruppen nicht vorderhand dringlich. Nur 22 Prozent der Befragten wünschen sich aus-
drücklich die Einführung der neuen Stadtordnung durch eine Präambel. Weitere 22 Pro-
zent sehen es vor allem als wichtig an, dass der Hinweis auf die Zweisprachigkeit in Biel 
weiterhin einleitend in der Stadtordnung festgehalten wird. Dieser zentrale Aspekt 
muss aber nicht zwangsläufig im Rahmen einer Präambel eingefügt werden.  

Wesentlich ist aber vor auch: 32 Prozent können sich trotz einleitender Erklärung nichts 
Genaues unter einer Präambel vorstellen. 4 Prozent wünschen ausdrücklich den Ver-
zicht auf eine Präambel. 

Die gelebte Zweisprachigkeit ist 

vor allem ein Thema der 

Romand(e)s 
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Grafik 29 

 

In diesem Sinne werden auch die verschiedenen Ideen aus den Dialoggruppen nur in 
einem Fall von einer Mehrheit unterstützt. Mit der Aussage "Gewisse Leitideen für Biel 
fände ich schön", erklärt sich die einzige Mehrheit in diesem Aussagenest einverstan-
den (71 Prozent). Dies muss weder aus den Augen der Dialoggruppe, noch für eine 
Mehrheit der repräsentativ Befragten automatisch im Sinne einer Präambel gesche-
hen. 47 Prozent würden den bereits existierenden Hinweis auf die Zweisprachigkeit 
gerne explizit um die Multikultur ergänzt sehen. 44 Prozent stimmen dem Argument 
zu, eine Präambel gebe die Gelegenheit eine (gemeinsame) Zukunftsvision für Biel zu 
entwerfen und 42 Prozent schliessen sich der Aussage an, es wäre eine Gelegenheit, 
um das Spezielle an Biel in Worte zu fassen. Dass eine Präambel eigentlich nichts bringt, 
ist eine Aussage, die man als umstritten bezeichnen kann. Die meisten Teilnehmenden 
sind nicht dieser Ansicht und teilen auch nicht das Argument, dass Biel keine Visionen 
benötige. Nur die Wenigsten können sich klar dazu äussern, ob eine Präambel, wie in 
der Dialoggruppe von einer Seite vermutet, angesichts der dynamischen Entwicklung 
von Biel allenfalls zu schnell veraltet sein könnte, immerhin schliessen sich 28 Prozent 
dieser Ansicht an. 

Sowohl die Überzeugung, dass man das Spezielle an Biel herausstreichen sollte, als 
auch die Formulierung einer eigentlichen Zukunftsvision in der Präambel, wirken sich 
auf die Priorisierung der Präambel als wichtiges Reformelement der neuen Verfassung 
aus. Es sind vor allem ältere Menschen, die der Präambel eine Priorität geben. 
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© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April  2018 (N = 1233)
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Grafik 30 

 

5.4 Soll man politische Partizipation bei 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern und 
ihren Repräsentanten fördern? 

Die Partizipation geniesst einen hohen Stellenwert. Sie reicht bis hin zu vereinzelten 
Forderungen im Rahmen der Dialoggruppen, das Stimmrecht auf ausländische Biele-
rinnen und Bieler einzuführen. Dies, obwohl auf Gemeindeebene keine Möglichkeit be-
steht, ein solches Recht umzusetzen. 

Grafik 31 

  

gewisse Leitideen "Gewisse Leitideen für Biel fände ich schön."

Das Multikulturelle sollte ausgedrückt werden "Die Präambel sollte mehr als nur die Zweisprachigkeit enthalten, das 

Multikulturelle an Biel sollte ausgedrückt werden."

Präambel als Zukunftsvision "Eine Präambel gibt Gelegenheit, eine Zukunftsvision für Biel zu entwerfen."

Präambel für das Spezielle an Biel "Eine Präambel sollte das Spezielle an Biel herausstellen."

bringt nichts "Eine Stadtordnung sollte langfristig angelegt sein, daher könnte man nur sehr vage und abstrakte Aussagen 

hineinschreiben, die nichts bringen."

Präambel wäre schnell veraltet "Biel ist zu sehr in Bewegung, eine Präambel wäre schon nach kurzer Zeit veraltet und würde 

nur unnötig einengen."

Biel braucht keine Visionen "Biel braucht keine Visionen."
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Unabhängig von den konkret zur Diskussion stehenden Reformthemen zur Stimmbe-
teiligung, wurde zunächst die individuelle Priorisierung einer zukünftig höheren Stimm-
beteiligung erfragt.  

Diese halten 46 Prozent für sehr wichtig und 35 Prozent für eher wichtig. Damit geniesst 
die Wichtigkeit der Partizipation als solche unter der grossen Mehrheit der Befragten 
eine überwiegende Zustimmung. Die Ergebnisse setzen den Befund aus der Online-Im-
pulsumfrage fort. 

Für 86 Prozent der Einwohnenden von Biel mit und ohne Stimmrecht ist oder wäre es 
wichtig, das Stimmrecht ausüben zu können. 

Schliesslich würden 68 Prozent der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, die Möglich-
keit nutzen, ihre Stimme bei Wahlen oder Abstimmungen online abzugeben. 21 Pro-
zent würden explizit darauf verzichten wollen. 

45 Prozent der Teilnehmenden an der Umfrage haben nicht nur das Stimmrecht, son-
dern planen zum aktuellen Zeitpunkt, 2020 wahrscheinlich an die Urne zu gehen, um 
über die neue Stadtordnung zu entscheiden. Nur 6 Prozent geben an, ihr Stimmrecht 
nicht nutzen zu wollen, um über die neue Verfassung der Stadt Biel abzustimmen. 25 
Prozent der Einwohnenden ohne Stimmrecht würden gerne stimmen gehen, wenn sie 
könnten, während 5 Prozent explizites Desinteresse am Thema zeigen und knapp ein 
Fünftel sich nicht äussern kann oder möchte.  

Die Antworten der Befragten verstehen sich als Näherungswerte, da sie erstens mit der 
durchschnittlichen Stimmbeteiligung auf Bundesebene gewichtet wurden und zwei-
tens diese eher hohen Werte zumindest teilweise der aktuell eher hohen Aufmerksam-
keit geschuldet sind. Sie dürften sich bis zum Zeitpunkt des effektiven Urnengangs eher 
noch reduzieren. 

Grafik 32 
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Grafik 33 

 

78 Prozent der Einwohnenden stimmen nun auch in der repräsentativen Umfrage dem 
Argument zu, es brauche mehr politische Bildung, nur 12 Prozent sind gegenteiliger 
Ansicht. 69 Prozent sind zudem der Ansicht, dass die künftige Stadtordnung Förde-
rungsmassnahmen zur Erhöhung der Stimmbeteiligung enthalten sollte. Sie möchten 
also die hohen grundsätzlichen Präferenzen für eine höhere Stimmbeteiligung gerne in 
der Stadtordnung umgesetzt sehen. Eine relative Mehrheit stimmt dem Argument zu, 
die Vorlagentexte, die zur Abstimmung kommen, seien zu kompliziert, um zu verste-
hen, worum es gehe (58 Prozent) und schliesslich stimmen 49 Prozent mit einem Argu-
ment aus der Dialoggruppe überein, man solle für diesen Fall in der Stadtordnung die 
Möglichkeit für eine "vote blanc" definieren. Die "vote blanc" wiese beim konkreten Ur-
nengang aus, dass man die Vorlage nicht verstanden hat. 

Stimmt man Förderungsmassnahmen politischer Bildung, einem Stimmzwang oder fi-
nanziellen Anreizen für eine regelmässige Stimmbeteiligung zu, besteht ein signifikant 
hoher Zusammenhang mit der Priorisierung einer Förderung der Stimmbeteiligung als 
wichtiges Reformelement für die neue Stadtordnung. 

Die Förderung der Vermittlung von Politik ist ein anderes Reformelement als Vorschlag 
für die Ausgestaltung der neuen Stadtordnung. Wie in den Dialoggruppen auch, finden 
unabhängige Diskussionsforen bei 68 Prozent und damit bei gut zwei Dritteln der Be-
fragten mehrheitliche Zustimmung. Damit erreichen unabhängige Austauschforen ei-
nen eigenen Status, der von den Befragten auch dann hoch gewichtet wird, wenn sie 
den unmittelbaren Effekt dieses Austauschs nicht wie die Teilnehmenden der Dialog-
gruppen selbst erlebt haben. 

Weniger deutlich, aber immer noch mehrheitlich findet die Kombination aus Parteien-
förderung und unabhängigen Diskussionsforen Anklang bei den Bielerinnen und Bie-
lern (51 Prozent). Mit 51 Prozent stimmt auch eine weitere relative Mehrheit dem Argu-
ment zu, die Parteien sollten als Vermittler des Volkswillens gefördert werden. Es ist im 
Test auf den Zusammenhang zwischen diesen Argumenten und den Reformprioritäten 
das einzige Argument, das einen signifikanten Zusammenhang zu der Priorisierung die-
ses Reformelements in der neuen Stadtordnung aufweist.  
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mehr politische Bildung "Es braucht mehr politische Bildung in den Schulen, damit die Stimmbeteiligung steigt."

Förderungsmassnahmen der Stimmbeteiligung "Die Stadtordnung sollte bestimmte Massnahmen zur Förderung der 

Stimmbeteiligung enthalten."

zu komplizierte Vorlagetexte "Die Vorlagentexte sind zu kompliziert, um zu verstehen, worum es geht."
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Dem Gegenargument, die Förderung von Parteien helfe vor allem den grossen unter 
ihnen wird mit 47 Prozent nur noch minderheitlich zugestimmt. Fast ein Drittel ist in 
dieser Frage unentschieden, ein gutes Fünftel erklärt sich als nicht einverstanden. 

Grafik 34 

 

Die Einführung einer Stellvertreterlösung im Stadtrat wird als Lösung vorgeschlagen, 
die den Ratsbetrieb bei längeren Abwesenheiten der Miliz-Stadträte entlasten soll. Der 
Vorschlag wird von 60 Prozent der Teilnehmenden als Lösung verstanden. Nur ein 
Sechstel der Einwohnenden hält den Vorschlag eher oder ausgeprägt für ungeeignet. 
Jene Einwohnenden, die den Vorschlag für eine gute Lösung halten, sind auch signifi-
kant eher geneigt, die Stellvertreterlösung für den Stadtrat zu priorisieren. Kein solcher 
Zusammenhang besteht bei jenen, für die Stellvertreter nie gleich entscheiden, die sich 
also prinzipiell gegen den Ersatz von gewählten Repräsentanten entscheiden. 27 Pro-
zent der Bielerinnen und Bieler können mit dieser Begründung gegen eine Stellvertre-
terlösung wenig oder gar nichts anfangen. 
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mehr politische Bildung "Es braucht mehr politische Bildung in den Schulen, damit die Stimmbeteiligung steigt."

Förderungsmassnahmen der Stimmbeteiligung "Die Stadtordnung sollte bestimmte Massnahmen zur Förderung der 

Stimmbeteiligung enthalten."

zu komplizierte Vorlagetexte "Die Vorlagentexte sind zu kompliziert, um zu verstehen, worum es geht."
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Grafik 35 

 

Die letzte Massnahme zur Förderung der Partizipation, die befragt wurde, ist die Aus-
dehnung der Möglichkeiten für Teilhabe auf Personen ohne Stimmrecht. Hier geht es 
zum einen um die Jungbürger, andererseits aber auch um Menschen, die keinen Stimm-
rechtsausweis haben. 

Die Frage der Integration wurde in den Dialoggruppen intensiv und fast durchgehend 
positiv im Sinne eines Markenzeichens von Biel aufgenommen. Diese grundsätzlich po-
sitive Haltung findet sich auch in der repräsentativen Befragung wieder. Im Einklang 
mit der Diskussion in den Dialoggruppen erreicht der Einbezug der Quartierbevölke-
rung in die lokale Mitgestaltung einen sehr hohen Zustimmungswert von 80 Prozent. 
Mit 79 Prozent stimmen fast ebenso viele Menschen der Aussage zu, Jugendliche kön-
nen Anliegen im Rahmen eines Jugendparlaments diskutieren und sie dann aber auch 
als Motion oder Postulat den Behörden einreichen. 65 Prozent erklären sich einverstan-
den mit Diskussionsforen über Politik, die gezielt auch Menschen ohne Stimmrecht zur 
Sprache kommen lassen.  

Auffallend sind jene 38 Prozent, die sekundiert von 26 Prozent eher Einverstandenen 
ausgesprochen stark der Ansicht zustimmen, dass Einwohnende, die Steuern zahlen, 
auch ein entsprechendes Gemeindestimmrecht haben sollten. In der logistischen Re-
gression in Abhängigkeit von der Prioritätensetzung über alle Reformvorschläge hin-
weg, zeigt sich, dass dieses Argument signifikant zugunsten einer Priorisierung wirkt. 
Schliesslich stimmt auch eine Mehrheit von 61 Prozent der Aussage zu, Biel mit seiner 
multikulturellen Bevölkerung solle bei der politischen Integration von Ausländern auch 
für andere Gemeinden ein Zeichen setzen. Dieses Argument wirkt zugunsten der Prio-
risierung einer Ausdehnung der politischen Beteiligung auf Personen ohne Stimmrecht 
und schliesslich weist die Zustimmung zu Diskussionsforen unter aktiver Beteiligung 
von Menschen ohne Stimmrecht einen signifikanten Zusammenhang mit der Priorisie-
rung der erweiterten Partizipation als Massnahme auf. 
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Grafik 36 

 

Schliesslich wirkt das Einverständnis mit der Aussage, es solle für alle Bielerinnen und 
Bieler die Möglichkeit zu Online-Petitionen geben, signifikant zugunsten einer Priori-
sierung der politischen Beteiligung für Personen ohne Stimmrecht.  
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Bevölkerung der Quartiere sollte in die Ortsplanung einbezogen werden "Die Bevölkerung der Quartiere sollte z.B. vermehrt 

in die Ortsplanung einbezogen werden (Quartiermitwirkung)."

Jugendparlament kann dem Stadtrat Vorstösse unterbreiten "Jugendliche können Anliegen im Rahmen eines 

Jugendparlaments diskutieren und den Behörden parlamentarische Vorstösse unterbreiten (Jugendmotion oder 

Jugendpostulat)."

mehr Diskussionsforen "Es braucht mehr Diskussionsforen, an denen sich Bürger und auch Menschen ohne Stimmrecht 

beteiligen können."

Leute, die Steuern bezahlen, sollten ein Gemeindestimmrecht haben "Leute, die in Biel Steuern bezahlen, sollten ein 

Gemeindestimmrecht erhalten."

politische Integration von Ausländern "Biel mit seiner multikulturellen Bevölkerung sollte bei der politischen Integration von 

Ausländern auch für andere Gemeinden und den Bund ein Zeichen setzen."

Politische Beteiligung für Personen ohne Stimmrecht (2/2)

"Sollten auch Personen ohne Stimmrecht ihre Bedürfnisse ergänzend in die politische Diskussion einbringen 

können? Das Kantonsrecht verbietet ein Stimmrecht für Ausländer. Wie beurteilen Sie die folgenden 
Aussagen?"
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online-Petitionen "Es sollte für alle Bielerinnen und Bieler die Möglichkeit für Online-Petitionen geben."
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59 Prozent der Einwohnenden befürworten die Möglichkeit zu Online-Petitionen durch 
alle Bielerinnen und Bieler. Eine relative Mehrheit von 52 Prozent möchte das Stimm-
recht begrenzt halten. Die politische Beteiligung möchten sie vom Erwerb des Staats-
bürgerrechtes abhängig machen, fast ein Drittel der Teilnehmenden zeigt sich mit die-
ser Haltung nicht einverstanden. Ein relativ grosser Anteil von 49 Prozent ist auch damit 
einverstanden, dass Personen ohne Stimmrecht im Stadtrat Vorstösse einreichen kön-
nen sollten. Gleichzeitig stimmen 45 Prozent der Aussage zu, dass das Stimmrecht auf 
die Schweizer Bürger beschränkt bleiben solle. Mit 35 Prozent wendet sich ein gutes 
Drittel gegen diesen Vorschlag, zudem erzeugt er ein weiteres Fünftel Unentschlos-
sene. Unterstützt man eine der beiden Haltungen, nach denen die politische Beteili-
gung vom Bürgerrecht abhängig sein sollte – sei dies nun durch Erwerb oder grundsätz-
lich – wird man signifikant weniger stark die Ausdehnung der politischen Beteiligung 
unterstützen.  

Im Gegenzug stimmen die Einwohnenden, die sich für erweiterte Diskussionsforen, die 
Ausdehnung des Stimmrechts auf Steuerzahlende und die Vorbildfunktion von Biel zu 
einer solchen progressiven politischen Integration einsetzen, sichtbar durch die mul-
tidimensionale Regression der Argumente auch stark miteinander überein. Wer eines 
der drei Argumente unterstützt, hat eine hohe Wahrscheinlichkeit, auch die anderen 
beiden Aussagen zu unterstützen. 

5.5 Verwesentlichung der direkt-
demokratischen Mitwirkung 

Der Vorschlag zur Kürzung der Referendumsfrist mit einer entsprechenden Herabset-
zung der erforderlichen Unterschriftenzahl stösst auf geteilte Meinungen, vor allem 
aber auf Unsicherheit. Die grösste Gruppe von 38 Prozent sieht sich ausserstande, den 
Reformvorschlag zu beurteilen. 36 Prozent befürworten den Vorschlag und 26 Prozent 
lehnen ihn ab. 

Ist man dafür, dann priorisiert man die Massnahme auch eher als Reformvorschlag. 

Grafik 38 
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Ein ähnliches Ergebnis erzielt die Frage, ob der Stadtrat bei unveränderter Steueran-
lage anstelle des Bürgers über das Budget entscheiden soll, wobei wir diese Frage ohne 
die verschiedenen Varianten befragt haben, die bei Abkehr vom heute geltenden obli-
gatorischen Referendum im Rahmen der Arbeitsgruppe anskizziert wurden. 

Aber auch ohne die Anschlussvarianten stösst der Vorschlag bereits auf mangelnde 
Möglichkeiten oder Kompetenzen zur Beurteilung. Mit anderen Worten ohne erklä-
rende Hilfestellung, ist die Mehrheit der Einwohnenden nicht in der Lage, sich ein aus-
reichendes Bild zu machen, um die Fragestellung eindeutig beantworten zu können. 
Ein Drittel befürwortet den Vorschlag und mit 26 Prozent sagt eine etwa gleich grosse 
Gruppe wie bei der Verkürzung der Referendumsfrist ebenfalls "Nein" zur Vereinfa-
chung der Entscheidungsprozesse rund um eine unveränderte Steueranlage.  

Grafik 39 
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Grafik 40 

 

Die Erhöhung der Ausgabengrenze für Stadt- und Gemeinderat wurde dank der beglei-
tenden Erklärungen in den Dialoggruppen noch deutlich wohlwollender aufgenommen 
als in der repräsentativen Befragung. Hier entscheidet die relative Mehrheit von 38 Pro-
zent gegen die Erhöhung, 29 Prozent sprechen sich dafür aus und ein Drittel sieht sich 
zu einer inhaltlichen Meinung nicht in der Lage. 

Grafik 41 
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Längere Amtsdauer für städtische Behörden

"Wirksame Politik. In Biel werden die Mitglieder des Stadtrats, des Gemeinderats und der Kommissionen für 4 

Jahre gewählt. In letzter Zeit sind Kantone aber teilweise zu längeren Amtsdauern übergegangen. Sagen Sie 
"Ja" oder "Nein" zu folgendem Vorhaben? Die neue Stadtordnung sieht eine Amtsdauer für die Mitglieder 
städtischer Behörden vor, die länger ist als die heutigen vier Amtsjahre."
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Eher umgekehrt ist das Verhältnis, wenn es um die Einführung einer stadteigenen 
Schuldenbremse geht. 35 Prozent möchten eine Schuldenbremse einführen, sekun-
diert werden Sie von 28 Prozent, die offen für das Instrument sind, es aber eher befristet 
einführen möchten. Damit ergibt sich eine Mehrheit von nahezu 63 Prozent, die grund-
sätzlich offen für eine Schuldenbremse sind, zusammen mit der dritthöchsten Unter-
stützung bei den Prioritäten für die neue Stadtordnung.  

Dezidiert gegen einen solchen Mechanismus als Teil der neuen Stadtordnung sind nur 
7 Prozent. Und erneut ist die Zahl jener, die sich nicht entscheiden können mit 30 Pro-
zent relativ hoch. Im Verhältnis stärker priorisieren die Einführung einer Schulden-
bremse die französischsprachigen Einwohnenden, die Altersgruppen zwischen 40 und 
60 Jahren und Bielerinnen und Bieler mit einem höheren Bildungsabschluss. 

Grafik 42 

 

Die Einführung der Möglichkeit, während der Legislatur als Gemeinderat gleichzeitig 
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zeitigt aber ähnlich wie die vorangegangenen Instrumente bei einem Drittel der Bevöl-
kerung Überforderung aus und bei 23 Prozent stösst der Vorschlag gut 8 Jahre nach 
dem Urnengang über die Gemeindeinitiative "Für einen 100%igen Einsatz der Gemein-

eine Schuldenbremse 
einführen

35

eine Schuldenbremse 
befristet einführen

28

keine Schuldenbremse 
einführen

7

kann ich nicht 
beurteilen/keine 

Antwort
30

Einführung stadteigene Schuldenbremse
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deräte im Dienste der Stadt" auf Ablehnung. Damit wäre das Ergebnis eines Urnen-
gangs zu jetzigen Zeitpunkt ebenfalls mehr als ungewiss und dies gilt insbesondere, 
wenn man sich die verschiedenen Meinungen zum Thema anschaut. 

Grafik 43 

 

Die Unsicherheiten zum Thema unterschreiten nie 31 Prozent der Bevölkerung. Mehr-
heiten ergeben sich nur bei zwei von sechs getesteten Aussagen aus den Dialoggrup-
pen. Die grössere der beiden zustimmenden Mehrheiten sind jene 56 Prozent, die einer 
Doppelmandatsregelung nur unter der Bedingung zustimmen, dass sie an bestimmte 
Präsenzzeiten für die Ausübung des Amtes als Bieler Gemeinderat gekoppelt ist. Die 
zweite relative Mehrheit schliesst sich dem Argument eines Dialoggruppenteilnehmen-
den an, der darauf hinwies, dass viele Landgemeinden sich durch die Erlaubnis zu Mehr-
fachmandaten einen strategischen Vorteil verschaffen, was Synergienutzung und Re-
präsentanz angeht. Die Folgerung ist, Biel könne sich mit der Abkehr vom Verbot gleich 
lange Spiesse verschaffen, wie diese Landgemeinden. Die Unterstützung dieses Argu-
mentes hat eine signifikante Wirkung auf die Priorisierung der Möglichkeit zu Doppel-
mandaten. 46 Prozent können sich zum grössten Teil nicht entscheiden oder sind ge-
gen das Argument eingestellt (13 Prozent).  

Grafik 44 
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"Sagen Sie "Ja" oder "Nein" zu folgendem Vorhaben? Bieler Gemeinderäte können gleichzeitig Einsitz in den 

National- oder Ständerat oder in den Grossen Rat des Kantons Bern nehmen."
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49 Prozent stimmen zu, dass die Erlaubnis von Doppelmandaten eine Chance für Biel 
sein könne. Auch dieses Argument hat eine signifikante Wirkung auf eine Priorisierung 
der Doppelmandate als Reformoption für die neue Stadtordnung. Ein Fünftel der Bie-
lerinnen und Bieler sieht die zusätzliche Einsitznahme dagegen nicht als Chance für Biel 
sich auf Bundesebene zu profilieren. 31 Prozent können oder wollen sich nicht zu die-
sem Aspekt äussern. 

45 Prozent gestehen dem Doppelmandat zu, eine Chance für politisch talentierte Leute 
zu sein, attestieren aber den meisten Politikerinnen und Politikern, dass sie damit über-
fordert wären, zwei Mandate in der gleichen Legislaturperiode zu schultern. Ein Fünftel 
stimmt diesem "Überforderungsargument" eher nicht zu. 37 Prozent würden Doppel-
mandate nur begrenzt erlauben, indem jeweils nur 2 Mitglieder einer amtierenden Re-
gierung diese ausüben dürften. Eine Mehrheit wendet sich schliesslich gegen den Vor-
schlag, Doppelmandate entweder nur mit Blick auf die Vertretung im Grossen Rat des 
Kantons Bern oder nur im nationalen Parlament zuzulassen. 28 Prozent der Bielerinnen 
und Bieler erklären sich als eher oder sehr einverstanden mit einer solchermassen ein-
geschränkten Lösung. 24 Prozent sind nicht einverstanden und die grösste Gruppe 
kann sich dazu nicht äussern. 

Damit ist die Zulassung von Doppelmandaten zum aktuellen Zeitpunkt als eher um-
stritten zu beurteilen und dies insbesondere, weil sich die verhältnismässig grössere 
Gruppe nicht entscheiden kann oder will oder negativ eingestellt ist. 

5.7 Vertrauen in Politik und Behörden 

Vertrauen ist für die Bieler Bevölkerung ein wichtiges Thema. 59 Prozent halten Ver-
trauen in Politik und Behörden für sehr wichtig, 28 Prozent sehen es als eher wichtig an. 
Entsprechend gross ist die Unterstützung von gut zwei Dritteln für die Einrichtung eines 
öffentlichen Registers, das die Interessenverflechtungen von Amtsinhaberinnen und 
Amtsinhabern transparent dokumentiert. Nur für 4 Prozent der Bielerinnen und Bieler 
spielt ein solches Register keine Rolle. 29 Prozent haben keine Meinung zu dieser Um-
setzung von Vertrauensbildung. Damit trifft diese Reformoption auf mehrheitliche Un-
terstützung. 

Grafik 45 

  

Zwei der fünf Aussagen aus den Dialoggruppen zu Einführung einer Ombuds- oder 
Schlichtungsstelle, die bei Streitigkeiten zwischen den Bielern und den Behörden infor-
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Unbedingt für eine Ombudsstelle in der neuen Stadtordnung ist eine relative Minder-
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auch auf jene 44 Prozent zu, die explizit zwar für eine Schlichtungsinstanz, nicht aber 
für deren Festschreibung in der neuen Stadtordnung sind. Sie schliessen sich damit je-
nen Dialoggruppenteilnehmenden an, für die eine solche Einrichtung nicht auf dem 
strategischen Niveau der Stadtordnung angesiedelt werden muss. 27Prozent erklären 
sich als nicht einverstanden mit der Aussage.  

41 Prozent schliesslich können sich statt einer festen Einrichtung auch eine informellere 
Einrichtung wie etwa eine Fragestunde an den Stadtrat vorstellen, 32 Prozent sehen 
dies nicht für nötig an und 27 Prozent können sich nicht entscheiden. Die Ombudsstelle 
zur Beantwortung politischer Fragen ist nicht nur die am meisten unterstützte Aussage. 
Sie ist überdies auch sehr wirksam für die Priorisierung der Ombudsstelle als einzufü-
gende Reform in die neue Stadtordnung. Weniger, aber ebenfalls signifikant, wirkt die 
gegenteilige Aussage, die Schlichtungsinstanz gehöre nicht notgedrungen in die Stadt-
ordnung, negativ auf die Priorisierung. 

Grafik 46 

 

5.8 Wer hat keine Meinung? 

Die Anteile jener, die sich vor allem in den eher anspruchsvollen Reformfragen für die 
neue Stadtordnung nicht entscheiden können oder wollen, weist eine spezifische sozio-
demografische Struktur auf, die als Hürde für die Partizipation beachtet werden muss. 
Im Schnitt machen jene, die keine explizite Meinung zu vielen Themen haben, 15 Pro-
zent der Befragten aus. Wie der Profilbaum darstellt, sind dies überdurchschnittlich 
Ausländerinnen und Ausländer mit tiefer Schuldbildung, die keine Erwerbstätigkeit an-
gegeben haben.  

Bielerinnen und Bieler mit Stimmrecht sind unterdurchschnittlich in dieser Gruppe der 
Indifferenten vertreten. Innerhalb dieser Gruppe können sich überdurchschnittlich viele 
Personen nicht einmal politisch auf der Links-Rechts-Achse einordnen. Während eher 
politisch rechts orientierte Stimmbürgerinnen und Stimmbürger nur unterdurch-
schnittlich keine Meinung haben, sind dies unter den eher links orientierten jüngeren 
Altersgruppen, den unter 36-Jährigen, deutlich mehr. Aber auch unter den ausländi-
schen Einwohnerinnen und Einwohnern mit mittlerer oder höherer Bildung sind es eher 
die Altersgruppen bis 49 Jahre, die sich wenig akzentuiert äussern. 

14

12

21

26

38

27

32

28

33

35

27

29

32

29

19

20

17

13

8

5

12

10

6

4

3

statt Ombudsstelle eine Fragestunde
an den Stadtrat

Ombudsstelle ist positiv, muss nicht
in die Stadtordnung geschrieben

werden

Ombudsstelle in Stadtordnung

Ombudsstelle müsste auch Beratung
zu persönlichem Datenschutz

machen

Ombudsstelle für politische Fragen

sehr einverstanden eher einverstanden weiss nicht/keine Antwort

eher nicht einverstanden gar nicht einverstanden

Einführung einer Ombudsstelle

"Eine Ombudsstelle ist eine Anlaufstelle, die bei Streitigkeiten zwischen Bielerinnen oder Bielern und Behörden 

informell Rat erteilt, vermittelt und schlichtet. Biel hat bisher keine Stelle, an die sich Bürgerinnen und Bürger 

mit Beanstandungen wenden können. Wie beurteilen. Sie die folgenden Aussagen?"

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April  2018 (N = 1233)

Ombudsstelle für politische Fragen "Es wäre gut, wenn es eine Ombudsstelle für politische Fragen gäbe."

Ombudsstelle müsste auch Beratung zu persönlichem Datenschutz machen "Eine Ombudsstelle müsste auch Beratung zu 

persönlichem Datenschutz machen."

Ombudsstelle in Stadtordnung "Die Ombudsstelle sollte unbedingt als Instrument in einer neuen Stadtordnung stehen."

Ombudsstelle ist positiv, muss nicht in die Stadtordnung geschrieben werden "Eine Ombudsstelle ist eine gute Idee, muss 

aber nicht in die Stadtordnung geschrieben werden."

statt Ombudsstelle eine Fragestunde an den Stadtrat "An Stelle einer Ombudsstelle könnte man z.B. eine Fragestunde an 

den Stadtrat einrichten."



61 

Damit ergibt sich bei ausländischen Einwohnenden mit tiefer Bildung allein schon 
sprachlich bedingt eine eindeutige Partizipationsschwelle für die Meinungsbildung zu 
den Reformvorschlägen der neuen Stadtordnung. Die Komplexität politischer Inhalte 
wirkt aber gerade auch auf Menschen mit einer eher tiefen Bildung abhaltend auf die 
Partizipation. 

Grafik 47 

 

5.9 Priorisierung der Reformthemen 

Dies spielt umso mehr eine Rolle, als die Förderung der Stimmbeteiligung sowohl in den 
Dialoggruppen, als auch in der repräsentativen Befragung eine sehr hohe Priorität auf-
weist. Partizipation und Teilhabe sowohl für Stimmenberechtigte, als auch für Men-
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rang hat. 
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Sinne das Vertrauen und das Verhältnis zur Politik betrifft, gehört auch die Einführung 
einer Ombudsstelle.  

Grafik 48 

 

Die Stellvertretungslösung für Stadträte läutet jenen zweiten Teil an Massnahmen ein, 
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11 Prozent priorisieren die Stellvertretungslösung für Stadträte, 10 Prozent sehen die 
Parteien als Vermittler von Politik als förderungswürdig an, 9 Prozent geben einer Ver-
kürzung der Referendumsfrist Priorität, 8 Prozent sehen die Erhöhung der Ausgaben-
grenze als wichtig an, gleich viele halten die Möglichkeit für Doppelmandate für wich-
tig. 7 Prozent sehen die Vereinfachung der Entscheidstrukturen bei unveränderter 
Steueranlage durch den Stadtrat als wichtig an und schliesslich geniesst die Verlänge-
rung der Amtsdauer bei nur 5 Prozent Priorität. 
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63 

Grafik 49 

 

Die Priorisierung ändert sich auch beim Blick auf die Sprachgruppen schwerpunktmäs-
sig nicht. Tendenziell ist die Förderung der Stimmbeteiligung gerade den französisch-
sprachigen Bielerinnen und Bielern ein Anliegen, 35 Prozent rangieren auch die Mitwir-
kung für nicht Stimmberechtigte deutlich höher als die deutschsprachigen Bieler und 
fast gleich verhält es sich mit ihrer überproportionalen Priorisierung für die Einführung 
einer Schuldenbremse. Mit 27 zu 20 Prozent ist den Französischsprechenden schliess-
lich auch die Leitliniensetzung in Form einer Präambel wichtiger als den deutschspre-
chenden Mitbewohnern. 

Diese sehen mit 29 Prozent stärker die Offenlegung der Interessenbindungen im Vor-
dergrund, gepaart mit der Ombudsstelle. Auch die Erhöhung der Ausgabengrenzen für 
die Behörden ist in dieser Sprachgruppe wichtiger und die erweiterten Befugnisse für 
den Stadtrat bei unveränderter Steueranlage. 
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Grafik 50 

 

Die Top-Themen bleiben auch erhalten, wenn man die Stimmberechtigten von den 
Mitbürgern ohne Stimmrechtsausweis unterscheidet. So bleibt die Förderung der 
Stimmbeteiligung auch dann das vornehmliche Anliegen, die Schuldenbremse rückt 
auf Platz zwei, während die Mitwirkung für Einwohnende ohne Stimmrecht naturge-
mäss vor allem ein Anliegen ist, das Menschen ohne Stimmrechtsausweis stärker prio-
risieren als jene ohne. 

Dafür zeigt sich ein Viertel der Bürgerinnen und Bürger vor allem an der Offenlegung 
der Interessenbindungen interessiert, ein Sechstel stellt die Einführung einer Ombuds-
stelle in den Vordergrund. In beiden Punkten erweisen sich die ausländischen Einwoh-
nenden als weniger sensibilisiert. Die Präambel ist ihnen deutlich wichtiger. Mit 26 Pro-
zent votieren sie überdurchschnittlich für die Präambel und sie priorisieren auch die 
Parteien als Vermittler politischer Inhalte überproportional stärker. Damit weicht das 
Prioritätenprofil der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger von jenen Einwohnenden 
ohne Stimmrechtsprofil nicht im Wesentlichen, aber in den Referenzgrössen für die 
Übersetzung von Politik ab. 

Grafik 51 
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Interessant ist schliesslich noch der Blick auf die Prioritäten nach politischer Selbstver-
ortung auf der Links-Rechts-Achse. Hier zeigt sich, dass die Förderung der Partizipation 
ein Thema für alle Bielerinnen und Bieler unabhängig von ihrer politischen Einstellung 
ist. 

Dagegen ist die Mitwirkung für Einwohnende ohne Stimmrecht überproportional eher 
ein Thema für links orientierte Einwohnerinnen und Einwohner, genauso wie sie eher 
die Transparenz durch die Offenlegung von Interessenbindungen priorisieren und die 
Einführung einer Ombudsstelle. Personen, die sich unabhängig vom Stimmrecht eher 
rechts einordnen, setzen dagegen andere Prioritäten: Sie votieren deutlich stärker für 
die Sanierung der Finanzlage über eine automatische Schuldenbremse, priorisieren e-
her die Doppelmandate und eine Ausdehnung der Stadtratskompetenzen bei unverän-
derter Steueranlage.  

Bieler und Bielerinnen, die sich eher der politischen Mitte zuordnen, priorisieren vor al-
lem die Einführung einer Präambel und die Förderung von Parteien zur Vermittlung po-
litischer Inhalte. Für viele hat aber kein Anliegen eine spezifische Bedeutung und hier 
unterscheiden sie sich nicht von den Einwohnenden, denen die Verortung auf der Links-
Rechts-Achse nicht gelingt. Diese Gruppe hat über die Förderung der Parteien als Ver-
mittler hinaus keine spezifischen Prioritäten für die neue Stadtordnung, aber auch sie 
wünscht sich eher mehr Teilhabe und Transparenz. 

Schliesslich sind es vor allem die jüngsten Altersgruppen der 18- bis 20-Jährigen die sich 
mit 52 Prozent für die Förderung der Stimmbeteiligung als Massnahme für die neue 
Stadtordnung einsetzen, aber sie sind auch bei den Altersgruppen bis 49 Jahre überpro-
portional vertreten, wenn es um die Ausdehnung der Mitwirkung auf Nicht-Stimmbe-
rechtigte als Priorität geht. Dagegen votieren die mittleren Altersgruppen der 40- bis 
59-Jährigen über dem Mittel für die Einführung einer Schuldenbremse in die neue 
Stadtordnung und auch für die Verkürzung der Referendumsfrist. Schliesslich stechen 
sie bei der Unterstützung für die Erhöhung der Ausgabengrenze für die ausserbudgetä-
ren Ausgaben heraus. Für die ältesten Gruppen ab 60 Jahren und mehr hat die Einfüh-
rung einer Präambel deutlich mehr Bedeutung. Die 60- bis 69-Jährigen sehen über-
durchschnittlich stark die Förderung der Parteien als Mittler als wichtig an. Die 50- bis 
69-Jährigen unterstützen stärker als alle anderen Altersgruppen die Doppelmandate 
zusammen mit der nächstälteren Generation priorisieren sie schliesslich stärker, dass 
der Stadtrat bei unveränderter Steueranlage entscheidet. 
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6 Synthese und Ausblick: 
Impulse für eine Begleitstrategie der 
Totalrevision  

6.1 Die Bilanz aus den Ergebnissen 

These 1: Brücken von und zur Bevölkerung erwünscht, Polit-Reformen umstritten 

Insgesamt beurteilte die Bevölkerung Ideen für neue Brücken zwischen Politik und Ein-
wohnenden als vorteilhaft und priorisierte sie entsprechend. Am deutlichsten wird dies 
in der zustimmenden Beurteilung aller Massnahmen aus der Dimension "Politische Par-
tizipation" mit Ausnahme der Förderung von Parteienvermittlung. Die weiteren kom-
plexen Reformideen entweder zu politischen Prozessen und zur Polit-Architektur ern-
teten auch auf Basis einer fundierten Diskussion in den Dialoggruppen vielfach Unver-
ständnis: Unverständnis über die grundsätzliche Notwendigkeit dieser Reform, aber 
auch zum Vorschlag, solche Polit-Baustellen auf Ebene der Stadtordnung anzugehen. 
Weder die Ombudsstelle noch die Präambel wurden zwingend als Massnahmen be-
trachtet, die man auf Verfassungsebene lösen müsste. 

These 2: Grundlagen und Leit-Ideen der städtischen Politik: Präambel kritisch, 

Leitideen mit Schwergewicht auf die Zweisprachigkeit möglicherweise 

wertvoll 

Viele beurteilen eine Präambel kritisch und sehen sie nicht als notwendig an. Insgesamt 
erreicht die Idee aber trotzdem Rang 4 unter den Prioritäten. Gewisse Leitideen könn-
ten die Stadtordnung durchaus bereichern, wenn sich breite Kreise dahinter stellen. Als 
bindendes Element drängt sich die konsequente Einhaltung der Zweisprachigkeit auf, 
gerade weil und obwohl die Perspektiven auf die gelebte Zweisprachigkeit gerade auch 
in den Sprachkulturen divergieren. Damit ist die Zweisprachigkeit Teil der Bieler Iden-
tität und politisches Dauerprojekt gleichzeitig. Breite Bevölkerungsteile sehen weitere 
Prioritäten für Biel im Bereich der Bildung, der Wirtschaft und einer farbigen Identität 
als mittelgrosse Stadt. 

These 3: Politische Partizipation und Mitbestimmung: Brücken für Bürgerinnen und 

Bürger und neue Mitwirkungsmöglichkeiten als Top-Prioritäten, andere 

Ansätze deutlich weniger prioritär 

Die Förderung der Stimmbeteiligung beispielsweise über politische Bildung oder Dis-
kussionsforen ist über alle Gruppen hinweg als sehr positive Idee beurteilt worden. Die 
zweithöchste Priorität setzen Bielerinnen und Bieler auf Mitwirkungsrechte der Men-
schen ohne Stimmrecht beispielsweise auf Ebene der Quartiermitwirkung.  

Sobald aber nicht Bürgerinnen und Bürger Nutzniesser von Förderung sind (Stellvertre-
tung im Stadtrat, Förderung von Parteien), sinkt die Akzeptanz von neuen Massnah-
men auf Ebene der Stadtordnung. Auch die Verwesentlichung der Mitbestimmung von 
Bürgerinnen und Bürgern durch kürzere Referendumsfristen oder die Vereinfachung 
der Prozesse rund um Budget und Steueranlage werden nicht prioritär gewertet. 

These 4: Transparenz und Vertrauen: Zweiter wichtiger Themenkomplex mit Brü-
ckenfunktion 

Sowohl die Offenlegung der Interessenbindungen, als auch eine Ombudsstelle sind 
wertvolle Themen für die Ausrichtung Biels aus Sicht des Partizipationsprozesses. Ins-
besondere die Ombudsstelle wird konkret um das Thema Datenschutz erweitert. Um-
stritten ist jedoch, ob diese Ideen zwingend auf Ebene der Stadtordnung geregelt wer-
den müssten. 

  

Partizipation und Mitwirkung als 

Brückenangebote 

Wenig Verständnis für die 

Behördenvorlagen 
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These 5: Handlungsfähige, wirksame und nachhaltige Politik: Schuldenbremse ja, 
weitere Ansätze eher nein 

Mit Ausnahme der Schuldenbremse, die die dritte Top-Priorität der Bielerinnen und 
Bieler ist, finden die weiteren Ideen für die neue Stadtordnung in der Bieler Bevölkerung 
wenig Zuspruch. Die drei weiteren Ideen in diesem Bereich (Doppelmandate, Erhöhung 
der Ausgabengrenze, längere Amtsdauer) generieren die niedrigste Priorität unter al-
len Massnahmen. 

Damit haben es vor allem jene Vorlagen schwer, die aus Sicht der Behörden eine ver-
besserte Zusammenarbeit zwischen den Akteuren oder Prozessveränderung bedeu-
ten. Diese Art politarchitektonischer Fragen wirft deutlich mehr Vermittlungsbedarf 
auf, als die Themen der politischen Teilhabe oder Fragen des Vertrauens und der Trans-
parenz. Gemeinsam ist all diesen Fragen, wie auch jener der Stellvertretung für Stadt-
räte, dass sie auch ohne viel Vorwissen beurteilbar sind. 

Damit zeigt mit Blick auf die Totalrevision der Bieler Verfassung eine Strategie für an-
gebracht, die auf Vermittlung und Kontextinformation bei den Themen setzt, die eine 
mittlere Priorisierung und von der Zustimmung her als potenziell mehrheitsfähig ein-
gestuft wurden.  

6.2 Ausblick: Lösungen für mehr Partizipation 

Mögliche Lösungen, um diese typischen Partizipationsschwellen zu senken, sind zum 
grössten Teil losgelöst von dem Totalrevisionsprozess zu sehen, da sie als langfristige 
Massnahmen über diesen hinausgehen: 

1. Eine Möglichkeit besteht für die Gruppen mit Migrationshintergrund in nie-
derschwelligen Sprach- und Integrationskursen, die um politische Inhalte 
angereichert werden könnten und dort beginnen sollten, wo es um den Sinn 
und die Reichweite einer Stadtordnung oder einer politischen Massnahme 
geht, darum, was diese leisten kann und was nicht.  

2. Zudem sollte die Vermittlung vor allem der komplexeren Themen konse-
quent über die Medien und die Social Media, aber auch in den Berufs- und 
weiterführenden Schulen behandelt werden, so dass ein Meinungsbildungs-
prozess stattfinden kann. Es braucht dabei insbesondere die Übersetzung der 
Themen, die aus Behördenoptik wichtig sind, in den Erfahrungsalltag der Ein-
wohnenden, so wie dies in einem beschränkten Rahmen innerhalb der Dialog-
gruppen bereits stattgefunden hat. Die Verbindung zur eigenen Erfahrungs-
welt schafft neue Bezüge und in der Folge höhere Akzeptanzen für politische 
Reformvorschläge. 

3. Schliesslich bietet sich mit Blick auf dieses Ziel und auch mit Blick auf die Teil-
habe möglichst vieler Einwohnender die hohe Unterstützung an, die die Prä-
ferenzen zur Online-Abstimmung in der Befragung erfahren haben. Insbe-
sondere die Gruppe der jungen Indifferenten, die relativ weit von den abge-
fragten Prozessen entfernt stehen, lassen sich nur auf lange Sicht mit der Mög-
lichkeit des Online-Abstimmens und gezielter politischer Bildung besser, da 
niederschwelliger, integrieren. 

Nachhaltigkeit wird vor allem 

bei den Finanzen gewünscht 
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